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Wißtiotheh 


‚ der 
Freihandef gunigsterger ganmeishonftulkure 


Die Demokratiſche Vereinigung hat einen 
Programmentwurf veröffentlicht. Da die Männer 
und Frauen, die dieſer Vereinigung zugehören, 
nur eine winzige Zahl der in Deutſchland 
politiſch Intereſſierten darſtellen, fo kann die 
Publikation des Programms nicht als eine 
Haupt⸗ und Staatsaktion angeſehen werden. 
Trotzdem darf aber ein Punkt des Programms 


ein ſtarkes allgemeines Intereſſe für ſich in 


Anſpruch nehmen, und dieſer Punkt lautet: 
„Das zweckmäßigſte Mittel zur Förderung der 
Produktion iſt der Freihandel.“ 

Der Freihandel iſt ja in Deutſchland zum 
politiſchen Axiom für die oppoſitionellen Parteien 
geworden. Wer für demokratiſche Freiheiten iſt, 
muß, ſo meint man, auch für die Handels⸗ 
freiheit ſein, und wer nicht für den Freihandel 
eintritt, der iſt ein politiſcher Reaktionär oder 
befindet ſich doch zum mindeſten auf der ſchiefen 
Ebene, die zur Reaktion hinabführt. Wenn 
unſere politiſchen Parteien, wie das in England 
der Fall iſt, ſich ihre Plattformen von Fall zu 
Fall ſchüfen und dann natürlich ſtets das 
Gegenteil von dem forderten, was die gerade 
am Ruder befindliche Partei geſchaffen hat, ſo 
würde man es ja durchaus begreiflich finden, 
daß die politiſche Oppoſition in Deutſchland 
zur Fahne des Freihandels ſchwört. Denn es 
iſt lange mit Schutzzoll regiert worden. Aber 
wir haben ja Parteien mit feſtſtehenden Bekennt⸗ 
niſſen. Wir leben ja ſogar in einem Lande, 
wo man es einem Mann übelnimmt, daß er 
mit vierzig Jahren andere Anſchauungen für 
richtig hält, als die waren, denen er mit zwanzig 


die Treue hielt. Die Programme unſerer 
politiſchen Parteien ſind unwandelbar. Gleich⸗ 
gültig, ob die Partei in der Oppoſition ſteht 
oder das Ruder der Regierung in Händen hat. 
Wenn unter dieſen Umſtänden eine junge Partei, 
deren Zukunfttraum es iſt, die ganze bürger⸗ 
liche Oppoſition einſtmals um ihre Fahnen zu 
ſcharen, einen wirtſchaftpolitiſchen Grundſatz 
proklamiert, ſo heißt das, daß ſie dieſen Satz 
für abſolut richtig hält. Daß ſie ſeine Durch⸗ 
führung für möglich und ſeine Propagierung 
für zugkräftig erklärt. 

Daß die Demokratie in Deutſchland nicht 
regiert, ſcheint ein Zeichen dafür zu ſein, daß 
die deutſche Bevölkerung ſtark regiert ſein will. 
Wer näher zufieht, merkt, daß ein Teil dieſer 
ſeltſamen Erſcheinung in einer Zuſtutzung der 
Wahlkreiſe zu ſuchen iſt, die die Volksmeinung 
in den Wahlreſultaten nicht unverfälſcht ins 
Licht der Erſcheinungen treten läßt. Inſofern 
ſind die Klagen der Oppoſition durchaus voll 
berechtigt. Aber den Hauptgrund dafür, daß 
weite Kreiſe der Wähler immer noch den Kandi⸗ 
daten der Mittelpartei und der rechts ſtehenden 
Fraktionen bevorzugen, liegt zweifellos in den 
doktrinären, den Wirklichkeitforderungen ab⸗ 
holden wirtſchaftpolitiſchen Programmen der 
Oppoſitionsparteien. Daß die Sozialdemokratie 
eine Millionenſchar von Wählern um ſich 
ſammelt, liegt weſentlich in der eigentümlichen 
und kontinuierlichen Stellungnahme der Staats⸗ 
gewalten und des Unternehmertums gegenüber 
der Arbeiterklaſſe. Aber es gehört keine große 
Prophetengabe dazu, vorauszuſehen, daß die 


Sozialdemokratie nicht ein Jahr ausſchlag⸗ 
gebende Regierungpartei ſein könnte, ohne ent⸗ 
weder ihr freihändleriſches Wirtſchaftprogramm 
beiſeite zu ſchieben oder die Gefahr zu laufen, 
bei der nächſten Wahl ihre Wählermaſſen dezi⸗ 
miert zu ſehen. 

Ich ſehe einmal ganz davon ab, ob der 
Freihandel prinzipiell berechtigt iſt oder nicht. 
Die Forderung unentwegten Freihandels aber 
iſt unhiſtoriſch, knüpft nicht an das Beſtehende, 
und in dieſem unhiſtoriſchen Doktrinären liegt 
die Gefahr aller Wirtſchaftprogramme, ange⸗ 
fangen von der alten Fortſchrittpartei bis zum 
zweiten Teil des Programms der deutſchen 
Sozialdemokratie. Den freihändleriſchen Theorien 
iſt bisher ſtets vorgeworfen worden, daß ſie 
ſich weſentlich auf den Konſumentenſtandpunkt 
ſtellten. Sie gehen von dem für jeden Menſchen 
zuerſt ſehr einleuchtenden Standpunkt aus, daß 
es vorteilhaft iſt, möglichſt billig zu kaufen. 
Die erſten Verfechter der Freihandelstheorie in 
Deutſchland waren denn auch neben den Kauf⸗ 
leuten, die natürlich ein Intereſſe daran haben, 
ohne Rückſicht von wo ſie einführen und wo⸗ 
hin ſie ausführen, möglichſt frei handeln zu 
können, Profeſſoren und Anhänger der liberalen 
Berufe, deren Einkommen unabhängig vom Er⸗ 
trag der nationalen Produktion war. Für ſie 
erſchöpfte ſich in der Tat das wirtſchaftliche 
Intereſſe damit, möglichſt billig ihre Gebrauchs⸗ 
gegenſtände einzukaufen. In dem Maße aber, 
wie aus der deutſchen Nation ein Volk von 
Herren und Knechten der Produktion wurde, 
trat neben das reine Konſumentenintereſſe auch 
das Intereſſe an beſtimmten Produktionszweigen, 
das Intereſſe daran, das Erträgnis der ein⸗ 
zelnen Produktionszweige zu ſteigern. Davon 
erhoffte nicht nur der Unternehmer Nutzen, 
ſondern auch der Arbeiter, der um einen 
erhöhten Anteil am Produktionsertrag kämpfte. 

Die Arbeiterpartei Deutſchlands, die 
politiſch ein Kind des Liberalismus war, iber- 
nahm theoretiſch zunächſt den Standpunkt 
dieſes Liberalismus auch in Handelsfragen. 
Praktiſch hat ſie dieſen Standpunkt bis auf 
den heutigen Tag faſt ſtets unangefochten 
eingenommen. Ab und zu gab es zwar ein 
paar Seitenſprünge. So waren die alten 
Abgeordneten Kayſer und Fritſche keineswegs 
unbedingte Freihändler. Aber was beſagte 
das alles angeſichts der vielen freihänd⸗ 
leriſchen Aktionen der Sozialdemokratie. Erſt 
Schippel und Calwer haben gewagt, in der 
Theorie darauf hinzuweiſen, daß man dem 
Intereſſe der Arbeiter am Produktionsertrag 
die Freihandelslehre keineswegs durchweg 
gerecht werde. Und man hat im Gegenſatz 
zum Konſumentenintereſſe vom Produzenten- 
intereſſe der Arbeiter geſprochen. 

Im demokratiſchen Programm wird die 
Idee, daß ein Produzentenintereſſe in weiten 
Bevölkerungkreiſen vorliegt, aufgegriffen. 
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Man behauptet nicht mehr dort, daß der 
Freihandel im Intereſſe des Konſums liegt. 
Man behauptet auch nicht mit nackten 
Worten, daß das allgemeine Intereſſe dort 
im Freihandel gewahrt werde, ſondern man 
ſchreibt lapidar den Satz nieder: „Das awed- 
mäßigſte Mittel zur Förderung der Produk 
tion iſt der Freihandel.“ 

Ohne Kommentar iſt dieſer Satz über⸗ 
haupt nicht verſtändlich. Wer aber die Ge— 
ſchichte der Freihandelsbewegung kennt, und 
wer Brentanos geiſtreiche Neubegründung des 
Freihandelsargumentes geleſen hat, weiß, 
was gemeint it. Im Jahre 1734. hat Jakob 
Vanderlint geſchrieben: „Alle Völker zu 
ſammengenommen erſcheinen wie eine einzige 
Tauſchgeſellſchaft, worin die einzelnen 
Nationen ihre mannigfachen Berufsarten zum 
gemeinſamen Heil ausüben.“ Hier tritt zum 
erſtenmal in der volkswirtſchaftlichen Literatur 
der Gedanke auf, den Boisguillebert und 
ſpäter Adam Smith und Baſtiard zum Satz 
von der Harmonie der Intereſſen in den 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen ausbauten. 
Jeder Staat ſoll nach dieſer Lehre nur das 
produzieren, was er am billigſten herſtellen 
kann, und die mit geringem Aufwand an 
Arbeitkraft und geringen Produktionskoſten 
hergeſtellten Artikel gegen ſolche eintauſchen, 
die von anderen Nationen zu den billigſten 
Bedingungen hergeſtellt werden können. Da 
durch blühen die ſo bevorzugten Gewerbe 
zweige in jenem Lande auf, die Arbeit 
kräfte wenden ſich ihnen zu, und ſo entwickelt 
jedes Land aus den natürlich gegebenen Be— 
dingungen ſeine höchſte wirtſchaftliche Macht. 
Das klingt deshalb ſo plauſibel, weil hier die 
Verhältniſſe zwiſchen den einzelnen fon. 
kurrierenden Ländern der Konkurrenz der 
einzelnen Gewerbetreibenden im einzelnen 
Lande gleichgeſtellt werden. Dieſer Satz ift 
auch unbeſtreitbar richtig unter der fiktiven 
Vorausſetzung, daß es nicht bloß einen Gott, 
jondern auch ein politiſches Reich auf der 
ganzen Welt gäbe. Das iſt nun einmal nicht 
der Fall. Sondern es gibt viele Reiche, und 
die Wirtſchaftgebiete dieſer Reiche müſſen für 
die einzelnen Staaten Steuerquellen abgeben, 
und wenn jeder Staat den Verſuch machen 
wollte, nur mit den alten, ihm von der 
Tradition überlieferten Erwerbszweige zu 
arbeiten, ſo würden ſehr bedenkliche Zuſtände 
entſtehen. Setzen wir den Fall, wir ſeien in 
einem Erwerbszweig lange Zeit hindurch das 
leiſtungfähigſte Land geweſen, leiſtungfähig 
wegen der hochentwickelten Technik unſerer 
Werkzeugmaſchinen, leiſtungfähig, weil im 
eigenen Lande billig der Rohſtoff uns zu- 
wuchs. Die Rohſtoffmengen, die wir über die 
inländiſche Erzeugung hinaus gebrauchten, 
ſollen aus einem fernen Land zu uns zu 
billigen Preiſen gebracht worden ſein. Dieſer 


blühende Erwerbszweig hatte es den Unter- 
nehmern ermöglicht, dem Drängen der Ar- 
beiterorganiſationen auf höhere Löhne nach⸗ 
zugeben. Nun kommen findige Köpfe in dem 
Land, das uns die Rohſtoffe billig ins Haus 
lieferte, auf die Idee, an Ort und Stelle 
zu produzieren. Die Technik iſt dort noch 
rückſtändig. Aber das verſchlägt nichts, weil 
die Arbeitkräfte dort viel, viel billiger ſind. 
Tatſächlich kann dieſes Land nicht nur den 
Weltmarkt, ſondern auch uns viel billiger 
verſorgen, als wir es ſelbſt können. Was 
ſollen wir nun machen? Nach der Lehre der 
Freihändler müſſen wir die Fabriken 
ſchließen, Tauſende von Arbeitern entlaſſen, 
die bisher hoch bezahlt waren, denn nach 
dieſer Lehre kommt es auf das Wohl und 
Wehe des einzelnen Produktionszweiges gar 
nicht an, denn das, was der eine Zweig ver— 
liert, wird irgendeinem anderen zugute 
kommen. Ein Ausweg bleibt allerdings: Wir 
können unſere Technik ſo weit verbeſſern, daß 
wir wieder die Leiſtungfähigſten werden. 
Wir können das theoretiſch natürlich Prat- 
tiſch hat das nicht nur einige Schwierigkeiten, 
ſondern vor allem entſteht zum mindeſten eine 
Uebergangszeit, die unſeren Wohlſtand auf 
das ſchwerſte ſchädigt. Aber was kümmert das 
den Freihändler. Denn: „das zweckmäßigſte 
Mittel zur Förderung der Produktion iſt der 
Freihandel.“ 

Ich ſagte, das demokratiſche Programm 
jet unhiſtoriſch. Das ift es beträchtlich, unter 
zweierlei Geſichtspunkten. Zunächſt iſt es un⸗ 
hiſtoriſch, weil wir nun einmal in einer Welt 
der Schutzzölle leben. Wir können heute ganz 
ununterſucht laffen, ob eine Reihe von gu- 
duſtriezweigen in Deutſchland von Natur be— 
rechtigt iſt oder nicht. Es muß uns genug 
ſein, daß ſie exiſtieren. Und wenn wir heute 
die Zölle einreißen wollen, ſo ſchädigen wir 
diefe Induſtrien und die Tauſende von Ar- 
beiterexiſtenzen, die mit ihnen verkettet ſind, 
auf das ſchwerſte. Man kann den Freihandel 
als erſtrebenswertes Ziel hinſtellen. Aber man 
kann ihm Boden nur dadurch gewinnen, daß 
man durch vertragliche Einigung oder durch 
politiſche Einheit wirklich eine Reihe von 
Staaten zu gemeinſamen Tauſchgeſellſchaften 
zuſammenfaßt. Aber mit apodiktiſcher Sicher 
heit den Freihandel als die Stütze der Pro 
duktion hinſtellen, ift eine demagogiſche 
Spielerei, die beſonders für die Partei, die 
ſich ſolche Spielerei leiſtet, nicht ungefährlich 
ift, weil nur noch die dümmſten Wähler daran 
glauben. 

Aber zweitens iſt dieſer ſo geiſtreich klin. 
gende Fundamentalſatz auch deshalb nicht un 
hiſtoriſch, weil er die Geſchichte der wichtigſten 
Induſtrien in den einzelnen Ländern gerade- 
zu auf den Kopf ſtellt. Wo in der Welt hat 
ſich denn überhaupt eine Induſtrie großen 
Stiles ohne Protektion entwickelt? Große 
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Zweige der engliſchen Textilinduſtrie ſind 
emporgekommen, dadurch, daß man aus 
Deutſchland Weber und Wirker importierte, 
und daß man jahrelang mit drakoniſchen 
Maßnahmen die auswärtige Konkurrenz fern⸗ 
hielt. Dann erfand England den Freihandel. 
Allerdings muß zugegeben werden, daß Adam 
Smith den Freihandel als Weltbeglücker 
predigte. Aber die, welche die Freihandels— 
doktrin für England akzeptierten, taten es 
nur, weil England durch ſeine Technik und 
durch die jahrelange Produktion beſtimmter 
Erwerbszweige ſich als Warenmagazin der 
Welt führte, und weil man durch allgemeine 
Verbreitung der Freihandelsdoktrin ber- 
hindern wollte, daß auch in anderen Ländern 
mächtige Konkurrenz emporblühte, bevor ſie 
durch Englands ungeheure Warenmaſſen 
niederbombardiert werden konnte. Bei den 
engliſchen Schriftſtellern des 17. Jahr- 
hunderts tritt oft wie bei Emerie de Lacroix 
der Gedanke in den Vordergrund, daß das 
Volk billig Waren kaufen muß. Aber gleich⸗ 
zeitig propagiert doch Thomas Mun die Idee, 
die Silberausfuhr freizugeben, weil dadurch 
England den Zwiſchenhandel in orientaliſchen 
Waren erwerbe und ſich „auf Koſten der 
Staaten bereichern“ könne. Im übrigen 
füge ich in Parantheſe ein, daß in England 
unter dem Freihandelsſyſtem teilweiſe Die- 
ſelben Vorgänge ſich abſpielten, für die man 
heute den Schutzzoll verantwortlich macht. 
Heute klagt man darüber, daß Unternehmer 
aus zollgeſchützten Induſtrien ins Ausland 
auswandern. Dabei vergißt man aber ganz, 
daß zahlreiche engliſche Unternehmer in Oft- 
indien Baumwollſpinnereien angelegt haben 
und damit die engliſche Baumwollinduſtrie 
in ſtarke Bedrängnis brachten. 

England hat den Freihandel propagiert, 
ſolange wie es glaubte, die Konkurrenz im 
Auslande niederhalten zu können. Und ſo 
lange die Propheten des deutſchen Frei—⸗ 
handels, die Sippel mit Recht als Frei- 
handelshauſierburſchen bezeichnet hat, für 
ihre Lehren in Deutſchland Gläubige fanden, 
hat auf deutſchem Boden eine kraftvolle In⸗ 
duſtrie nicht zu erblühen vermocht. Auch die 
deutſche Induſtrie ift ein Kind des Schutz 
zolles. Und die Frage, ob wir dieſe Schutz— 
zölle heute gefahrlos ermäßigen können, er⸗ 
heiſcht fachmänniſche Unterſuchung von Fall 
zu Fall. Aber eine politiſche Frage iſt das 
nicht. Und wenn wir billige Lebensmittel und 
Rohſtoffe brauchen, ſo iſt damit noch lange 
nicht geſagt, daß Zollfreiheit für Induſtrie⸗ 
produkte etwas anderes iſt, als Selbſtmord, 
beſonders in dem Moment, wo England den 
Schutzzoll erwägt und Amerika gar nicht 
daran denkt, ſeine Schutzzölle abzuſchaffen. 
Eine politiſche Partei, die ſolchen Phantomen 
nachjagt, muß fih von vornherein zur Eins 
flußloſigkeit verdammen, 
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Ein neues Merkebrsmittel. 


Von Dr. Ernst Kliemke-Berlin. t 
Direktor der Oſtafrikaniſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


Man denke ſich das Eiſenbahnnetz Europas 
in der Weiſe ausgebaut, daß jeder Staat und 
jedes Staatlein für ſeine Bahnen eine eigene Spur⸗ 
weite hätte und den Verkehr unabhängig von den 
Bedürfniſſen der anderen Staaten einrichtete. Es 
würde gewiß nicht lange dauern, und im Wege 
internationaler Abmachungen würde dieſem für 
den modernen Verkehr unerträglichen Zuſtande ein 
Ende gemacht werden, und die Aufwendungen, die 
zu dem eigentlichen Ausbau nötig wären, würde 
man als gute volkswirtſchaftliche Anlage betrachten. 
Das Verkehrsbedürfnis würde dabei weder nach 
Souveränitätrechten der einzelnen Staaten, noch 
nationalen Eigentümlichkeiten, hiſtoriſchen oder 
äſthetiſchen Bedenken fragen. 

Nicht ganz ſo, aber ähnlich verhält es ſich 
mit dem allernotwendigſten und allgemeinſten Ver⸗ 
kehrsmittel, der Sprache. Die Sprachen haben 
ſich wegen der geſellſchaftlichen Natur der Menſchen 
aus dem dringendſten Verkehrsbedürfnis entwickelt, 
ſie ſind kein Göttergeſchenk, das jedem Volk als 
unveränderlich weiterzugebendes Erbe in die Wiege 
gelegt wurde, eine vollkommene Gabe für das in 
ſich geſchloſſene Leben der Vollsſeele, ſondern ſehr 
unvollkommene Schöpfungen von Menſchengemein⸗ 
ſchaften, und wie dieſe und ihre Bedürfniſſe ſteter 
Aenderung unterworfen. Je abgeſchloſſener dieſe 
Gemeinſchaften voneinander lebten, je verſchiedener 
ihre Erfahrungen und Vorſtellungen vom Leben, 
von der Welt waren, um ſo verſchiedener waren 
natürlich auch ihre Sprachen. 

Jetzt gibt es in Europa weder voneinander 
unabhängige Kultur- noch Wirtſchaftkreiſe. Ein 
Staat iſt auf den anderen, ein Volk auf das 
andere angewieſen. Was die heutige Kultur durch 
den Fortſchritt der Wiſſenſchaft und der Technik 
auf allen Gebieten des Lebens gebracht hat, iſt 
Allgemeingut der ganzen Kulturwelt, von der Buch⸗ 
druckerkunſt bis zum Streichholz und dem 
elektriſchen Licht, Poſt, Telegraph, Telephon, Benzin, 
Odol und Heidſieck Monopol, Geld, Banknoten 
und Schecks. Wo dieſelben Gegenſtände, dieſelben 
Einrichtungen und Begriffe in gleicher Weiſe be- 
kannt ſind, da ſollte man annehmen, daß es auch 
möglich wäre, ſie überall unter einer und derſelben 
Bezeichnung zu verſtehen. Hätte ſich die Sprache 
ſo von Anfang an gebildet, wie ſie ſich jetzt überall 
erweitert, jedenfalls was den Wortſchatz betrifft, 
ſo gäbe es auch überall dieſelben Ausdrücke für 
dieſelbe Sache; es würde keinem Entdecker einer 
neuen Sache, z. B. des Radiums, einfallen, ihr 
ſo viele Namen zu geben, als es Völker gibt. 

Mag die Mutterſprache bleiben, was ſie iſt, 
der Spiegel eines Lebens, wie es ſich nur bei dem 
eigenen Volke, dem eigenen Stamme, der eigenen 
Familie entwickelt hat: wie ſich bei jedem Volke 


neben der Unzahl der von Ort zu Ort ver- 
ſchiedenen Mundarten eine einheitliche, allen Bolts- 
genoſſen verſtändliche ſogenannte Schriftſprache 
herausgebildet hat, ſo kann und wird neben den 
verſchiedenen Sprachen eines und desſelben Kultur⸗ 
kreiſes eine in dem ganzen Kreiſe verſtändliche 
zweite Sprache neben den verſchiedenen Mutter- 
ſprachen entſtehen. 

Aus den verſchiedenſten Gründen, auf die hier 
einzugehen zu weit führen würde, kann das nur 
eine künſtliche, auf Grund allgemeiner Verein- 
barung eingeführte Sprache ſein. Das Wort 
„künſtliche Sprache“ erſchreckt oder empört manchen, 
der fich mit Seelenruhe künſtliche Zähne einſetzen 
läßt und ſehr vergnügt iſt, daß er mit ihnen 
genau ſo gut kauen kann wie mit natürlichen. 
Dabei ſind die Sprachen keineswegs organiſcher 
Natur, ſondern Gebilde, die ſich durch eine Reihe 
von Zufällen und Willkürlichkeiten aufgebaut haben, 
und bei denen die fortſchreitende Vereinfachung und 
Regelmäßigkeit eine Folge der Bequemlichkeit und 
einer öfter falſchen als richtigen Analogie Tätigkeit 
iſt. Was heute allein „richtig“ iſt, iſt früher 
manchem faulen Schüler als Fehler angeſtrichen 
worden, bevor es ſich durch weitergehenden, von 
der früheren Regel abweichenden Mißbrauch zum 
allgemeinen Gebrauch durchgeſetzt hat. 

Aber wie natürlich und organiſch man immer 
die Sprachen betrachten möge, für ein allgemeines 
Verſtändigungmittel, das nicht die Aufgabe hat, 
die natürliche Sprache zu verdrängen oder in allen 
Beziehungen zu erſetzen, kommt es darauf nicht 
an. Es ift ebeuſo unmöglich, eine natürliche 
Sprache, die mit unzähligen Faſern an das Leben 
einer Reihe von Geſchlechtern gebunden iſt, künſtlich 
herzuſtellen, wie man einen natürlichen Zahn bauen 
kann. Aber man kann Erſatz ſchaffen. Die 
Sprache iſt nur ein Mittel, die Vorſtellungen des 
einen auf den anderen zu übertragen. Kann auch 
die Stimme eines Menſchen, die erſte Ueberſetzung 
eines Gedankens in das Wort, von Petersburg 
nach Paris nicht durch das ſonſt bekannte Mittel, 
die Luft, übertragen werden, ſo erreicht man durch 
das Telephon. eine ſehr künſtliche Einrichtung, den- 
jelben natürlichen, der ſonſtigen Weiſe entſprechen⸗ 
den Erfolg. 

So wenig man ſich heute als Kaufmann oder 
ganz allgemein als Kulturmenſch ein Leben ohne 
Telephon vorſtellen kann, ſo wenig wird man ſpäter 
begreifen, daß die Kulturmenſchheit nicht ſchon eher 
zu einer internationalen Hilfſprache gekommen 
war. Welchen Vorteil gerade der Kaufmann aus 
einem einfachen internationalen Verſtändigung⸗ 
mittel haben würde, liegt ſo klar auf der Hand, 
daß es nicht nötig iſt, näher darauf einzugehen. 
Wieviel Zeit und Mühe und Geld dadurch geſpart 


wird, ganz abgejehen dauon, was jetzt die Er- 
lernung der hauptfächlich gebräuchlichen fremden 
Sprachen koſtet, das erſchließt ſich erſt einer ge⸗ 
naueren Betrachtung der Veränderungen, welche 
die Einführung der Hilfſprache allmählich mit ſich 
bringen würde. 

Wer einmal tiefer in dieſe Fragen einge⸗ 
drungen iſt, und wer ſich davon überzeugt hat, 
daß eine ſolche Hilfſprache in einer dem Unkundigen 
kaum vorſtellbaren Einfachheit und reichen Ver⸗ 
wendbarkeit nicht nur möglich, ſondern ſeit einer 
Reihe von Jahren ſchon vorhanden und auf der 
ganzen Erde im praktiſchen Gebrauch iſt, der findet 
es unbegreiflich, daß die großen Männer der Wirt⸗ 
ſchaft, deren Hauptbeſchäftigung es iſt, die Bedürf⸗ 
niſſe des Lebens erkennen und befriedigen zu lernen, 
ſich ſo wenig darum kümmern. 

Vor 25 Jahren war es eine Seltenheit, daß 
jemand, abgeſehen von den Berufsſchreibern der 
Parlamente, ſtenographieren konnte. Heutzutage 
iſt es eine Seltenheit, daß ein junger Mann, der 
in ein Geſchäft eintritt, nicht ſtenographieren kann, 
und dabei wird die Stenographie noch immer nicht 
allgemein in den Schulen gelehrt, namentlich in 
Deutſchland, dank einer nationalen Cigentümlichkeit, 
die auch jetzt dem Eſperanto, der bisher allein im 
praktiſchen Gebrauch befindlichen Hilfſprache, ge- 
fährlich zu werden droht. Die Deutſchen find 
ſonderbare Leute; kaum war eine praktiſch brauch- 
bare Kurzſchrift erfunden, als jemand nachwies, 
daß ſie beſſer ſein könnte, und den Ehrgeiz hatte, 
aus einigen wirklichen oder vermeintlichen Ver- 
beſſerungen ein eigenes Syſtem der Welt zu ſchenken. 
So kam Syſtem auf Syſtem, und da ſich die 
Kultusminiſter nicht eutſcheiden können — es könnte 
ja noch ein beſſeres erfunden werden —, ſo wird 
keines in die Schule eingeführt. 

Wenn man es mit der Hilfſprache ebenſo 
machen will, dann wird auch ihre allgemeine Ein- 
führung noch lange auf fih warten laſſen. Prof. 
Wilhelm Oſtwald, früher ein begeiſterter An- 
hänger des Eſperanto, will jetzt einen Teil des 
ihm zugefallenen Nobelpreiſes dazu verwenden, 
eine Spaltung in der bisher einheitlichen Hilf- 
ſprachenbewegung herbeizuführen, indem er Ido, 
ein angeblich verbeſſertes, in Wahrheit verſchlechtertes 
Eſperanto unterſtützt. Demgegenüber ſollten alle, 
die ein Intereſſe für Kultur und Oekonomie haben, 
dafür eintreten, daß Eſperanto, das nunmehr ſeit 
20 Jahren ſeine praktiſche Brauchbarkeit unwider⸗ 
leglich bewieſen hat, durch kleinliche äſthetiſche oder 
logiſche Bedenken, die mit den praktiſchen Zwecken 
der Sache nichts zu tun haben, in feinen Sieges- 
zuge nicht gehemmt wird. Wer da behauptet, 
wir brauchten Eſperanto nicht, weil wir Engliſch 
und Franzöſiſch haben, denkt nicht ſehr weit. Er 
iſt kurzſichtiger oder in perſönliche Jutereſſen ver- 
ſtrickter als der Poſthalter, der die Eiſenbahn für 
überflüſſig hielt, weil er ſeine Poſtkutſche hatte. 
Uebrigens gehören gerade die Engländer, die doch 
praktiſche Leute ſind und es anſcheinend am 
wenigſten nötig hätten, zu den eifrigſten Vor⸗ 
kämpfern für Eſperanto. 

A 
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Merkwürdigerweiſe ſtehen dem Eſperanto die 
öffentlichen Behörden objektiver und weiterſchauend 
gegenüber als die Hauptvertreter der Wirtſchaft, 
von denen man fouft annimmt, daß fie die Be- 
dürfniſſe der Zeit ſchneller und beſſer erkennen. 
Bei den letzten Kongreſſen in Dresden, Gotha und 
Barcelona hatten die Landesfürſten das Protektorat 
übernommen, und Miniſter und andere Vertreter 
der Regierungen und der ſtädtiſchen Behörden hielten 
Anſprachen, in denen ſie erklärten, daß ſie die 
Eſperantobewegung für eine für den Fortſchritt 
der Kultur hoch bedeutſame Angelegenheit be⸗ 
trachteten, welche die ernſteſte Würdigung und 
Uunterſtützung verdiente. Außer den eben genannten 
Regierungen waren bisher vertreten die Regierungen 
von Belgien, Norwegen, den Vereinigten Staaten 
von Nordamerika, Mexiko und Japan. Zu dem 
Kongreß in Barcelona hatte die ſpaniſche Regierung 
ſelbſt durch ihre Geſandten die anderen Regierungen 
eingeladen. Auch die Auszeichnungen, die der 
Schöpfer des Eſperanto von verſchiedenen Staaten 
erhalten hat — unter anderen hat ihn zuletzt 
Frankreich zum Ritter der Ehrenlegion, Spanien 
zum Kommandeur des Ordens Iſabellas der 
Katholiſchen gemacht —,ſprechen für die Anerkennung 
ſeines Werkes. Der volle Wert Eſperantos, nicht 
nur als internationalen Verſtändigungmittels, 
ſondern auch als eines Mittels für die Schulung 
des Denkens, wie ſie die Erlernung einer fremden 
Sprache mit ſich bringt, und Eſperanto in beſonders 
hervorragendem Maße, — als eines Mittels ferner, 
unſere Jugend von der jetzigen Ueberbürdung zu 
entlaſten, — das alles kann erſt zur richtigen 
Geltung kommen, wenn Eſperanto in ſämtlichen 
Schulen eingeführt wird. Bis dahin werden aber 
die Regierungen noch mancherlei abwarten wollen 
und wohl auch müſſen. Hier muß das praktiſcho 
Leben vorarbeiten. 

Wenn hervorragende, in internationalen Be- 
ziehungen ſtehende Banken und Handelshäuſer ein 
Abkommen träfen, daß ſie ſich für die internationale 
Korreſpondenz nur des Eſperanto bedienen wollen, 
ſo wird in kurzer Zeit ſelbſtverſtändlich ſein, was jetzt 
vielen eine Unmöglichkeit oder eine Ungeheuerlichkeit 
erſcheint; die vielbeſchäftigten Herren, die jetzt an 
der Spitze dieſer Unternehmungen ſtehen, brauchten 
Eſperanto nicht einmal ſelber zu lernen, — ſie 
brauchten es nur von ihren Untergebenen zu ver⸗ 
langen, und ſie würden kaum je in Verlegenheit 
kommen. 

Ein Menſch mit moderner Bildung braucht, 
um Eſperanto leſen zu können, gar keine beſondere 
Miihe aufzuwenden, und ſelbſt um es ſchreiben zu 
können, wird er kaum mehr Zeit und Arbeit auf 
die Sache zu verwenden brauchen, als etwa not- 
wendig iſt, um ſich in die Einzelheiten eines neuen 
Geſchäftes einzuarbeiten. Die Aeußerung, die man 
leider nicht felten hört, man brauche Eſperanto 
nicht perſöulich und werde es erft lernen, wenn es 
allgemein eingeführt fei, folte eines gebildeten 
Menſchen unwürdig fein, und ebenſo unwürdig ſollte 
es ſein, über eine Sache abſprechend zu urteilen, 
die man nicht oder nur ganz oberflächlich kennt. 
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Revue der (Preffe. 


Aus den Tendenzberichten über den Börſenverkehr ge- 
winnt man häufig ein ſchiefes Bild von dem Umfange 
einer Kursbewegung. Es fieht oft fo aus. als ob die 
Kurſe eine außerordentlich große Steigerung erfahren haben, 
während in Wirklichkeit die Werterhöhung ſich nur auf 
einzelne Papiere erſtreckt und dadurch das Geſamtbild be⸗ 
einflußt wird, obgleich die Mehrzahl der Werte keine 
Steigerung erfahren hat. Einen lehrreichen Beweis hierfür 
bietet die neueſte Deröffentlihung der Frankfurter 
Feitung (9. Januar) über die 

Börfenkurfe im Dezember. 

Obgleich nämlich dieſer Monat faſt durchgehend⸗ eine 
Tendenzbefeſtigung brachte, betrug der Durchſchnittskurs 
für die Hälfte der an der Berliner Börſe zugelaſſenen 
Werte nur 104,22% gegen 10415% im November 1909. 
Im Dezember 1908 ergab er allerdings nur 100,0 00. 
Damit ift noch nicht der höchſte Durchſchnittskurs des 
Jahres 1909 erreicht; dieſer beſtand Ende September mit 
109,56%. Man könnte nun meinen, die geringfügige 
Steigerung hänge damit zuſammen, daß die Rentenwerte 
während derfelben Zeit geſunken find. Das ift aber nicht 
der Fall; die Steigerung iſt vielmehr für beide Kategorien 
ungefähr gleich. Die Dividendenwerte allein ſtiegen von 
163,64 (im November) auf 164,05 %, Ende Dezember 1908 
betrug der Durchſchnittskurs dieſer Papiere nur 148,09 0; 
es iſt alſo im Laufe eines Jahres immerhin eine Beſſerung 
von durchſchnittlich 15,95% eingetreten. Im einzelnen iſt 
hervorzuheben, daß der Kurs der deutſchen Staatsanleihen 
während des letzten Monats faſt gleich geblieben iſt. Eine 
Erhöhung (von 191,18 auf 195,07 90) erzielten Kospapiere. 
Beſonders kräftig ift die Beſſerung der Kurfe in der hemi: 
ſchen und in der Montaninduſtrie. Auch die Gruppen 
Textilgewerbe und Baugewerbe ſtehen mit in den vorderſten 
Reihen. Niedriger notierten die Kurfe der Gruppen Der. 
ſicherunggewerbe, Verkehrsgewerbe und Leder. — 

Einer Aufftellung über die 

Diskontfäke in 1909, 
die dasſelbe Blatt (4. Januar) veröffentlicht, entnehme ich 
folgende Angaben: Trotz der kräftigen Anſpannung der 
Geldſätze ſeit dem September beträgt (infolge der vorherigen 
Flüſſigkeit) der durchſchnittliche Diskontſotz der Reichsbank 
in 1909 nur 3,92% gegen 4,76% in 1908 und 6,05% in 
1907. Der Privatdiskont betrug 2,86% gegen 5,52% in 
1908 und 5,12% in 1907. Der höchſte Monatsdurchſchnitt 
ergab in 1909: 4,46% (1908: 5,02%, 1907: 7,05%), der 
niedrigfte Monatsdurchſchnitt 1,98% (1908: 2,54%, 1907: 
4, 4 %). Die Jahresdurchſchnittsſätze der offiziellen Diskont⸗ 
raten betrugen in London 2,82% (1908: 3,04%, 1907: 
4,05%), in Paris 5% (3,05 bzw. 3,46%), in Wien 4% 
(4,25 bzw. 4,89%), in Amſterdam 2,88% (5.58 bzw. 
5,1%). — 
Tafts Botſchaft 

über die Truſts hat zu beſonders erwähnenswerten Preß⸗ 
erörterungen nach ihrem Erſcheinen wenig Anlaß gegeben, 
zumal die Botſchaft noch nicht in ihrem Wortlaut vorliegt. 
Dor ihrer Veröffentlichung beſprach der Berliner Börſen⸗ 
Courier (6. Januar) die hier angeſchnittenen Fragen. 


Die Kontrolle der Eiſenbahnen durch die zwiſchenſtaatliche 
Mommiſſton, deren Kompetenz jetzt erweitert werden ſoll, 
iſt nach den in der Union herrſchenden verfaſſungrechtlichen 
Grundlagen das einzige Mittel, durch das der Staat die 
Politik der großen Eiſenbahngeſellſchaften beeinfluſſen kann. 
Die amerikaniſchen Antitruſtgeſetze ſind deshalb ſo extrem, 
weil die geſetzgebenden Hörperſchaften den Wünſchen ihrer 
wähler nachkommen wollten, gleichzeitig aber doch wußten, 
daß die Laxheit, die in der Union bei der Durchführung 
von Geſetzen angewandt wird, einen Ausgleich gegen die 
undurchführbaren Maßnahmen der Parlamente bilden 
werde. Aus dieſem Grunde ift auch der Vorſchlag auf eine 
einheitliche Regelung des Aktienrechtes durch die Bundes: 
geſetzgebung gemacht worden, ein Vorſchlag, der ja auch in 
der Botſchaft Widerhall gefunden hat. Der Artikel erinnert 
an die Eigentümlichkeiten der amerikaniſchen Sondergefet- 
gebung. Während einige Staaten einen gewiſſen Schutz 
für die Aktionäre haben eintreten laſſen, wußten andere, 
beſonders der Staat New Nerfey, im Intereſſe ihrer fi- 
nanzen eine den Korporationen außerordentlich günſtige 
Geſetzgebung zu ſchaffen. — Ueber die 


Gründungtätigkeit im Jahre 1909 
veröffentlicht die Bank in ihrem Januarheft eine Statiſtik, 
aus der ſich ergibt, daß gegenüber dem Jahre 1908 eine 
nicht unweſentliche Zunahme zu verzeichnen ift. Es wurden 
182 Aktiengeſellſchaften mit 226,874 Mill. 0 Kapital ge- 
gründet gegen 152 mit 177,06 Mill. & Kapital im Jahre 
1908. Im Vergleich zum Jahre 1907 zeigt die Siffer 
einen Rückgang; denn die Anzahl der Gründungen betrug 
damals 240 mit 327,5 Mill. Kapital. Die Anzahl der 
Gründungen von Geſellſchaften m. b. H. hat jedoch die des 
Jahres 1907 überholt. Es wurden 3581 Geſellſchaften mit 
405,4 Mill. „ gegen 3086 Geſellſchaften mit 365,74 
Mill, M Kapital im Jahre 1908 und 2618 Geſellſchaften 
mit 343,7 Mill. AL Kapital im Jahre 1907 errichtet. — 

Wie ſehr der letzte Rückſchlag der induſtriellen Kon- 
junktur die 

Zunahme der Frauenarbeit 

begünſtigt hat, zeigt eine Statiſtik der Arbeitsmarkt- 
Korrefpondenz (5. Januar). Bis zum 1. Dezember 
1909 waren nach der Statiſtik des Reichsarbeitblattes 2,6% 
mehr männliche, aber 8% mehr weibliche Arbeitkräfte ber 
ſchäftigt als am 1. Januar. Weit fhärfer tritt der Dor- 
ſprung in der Entwicklung der Frauenarbeit bei einem 
Vergleich mit den früheren Jahren hervor. Daraus ergibt 
ſich, daß ſich in den letzten drei Jahren die Fahl der männ- 
lichen Beſchäftigten noch nicht einmal um einen ganzen 
Prozent, die der weiblichen Arbeitkräfte jedoch um 18½% 
vermehrt hat. — 

Wohl infolge der nenen Novelle zum Geſetz über den 
unlauteren Wettbewerb hat der Detailliſtenverband der Be: 
kleidunginduſtrie den Aelteſten der Maufmannſchaft einen 
Dorfchlag unterbreitet, ein 


Ginigungamt für die Beilegung von 
Weitbewerbsſtreitigkeiten 
zu errichten. Um auch von juriftifcher Seite ein Urteil 
über die Sweckmäßigkeit und Durchführbarkeit zu erlangen, 


hat der Verband fih an eine Reihe von Rechtslehrern ger 
wandt. Die Gutachten werden im Confectionair 
(6. Januar) ausführlich wiedergegeben. Sämtliche Gut 
achter ſtehen dem Gedanken ſympathiſch gegenüber. Ger 
heimer Juſtizrat Profeſſor Dr. Brumner hält die Tätigkeit 
eines Einigungamtes deshalb für beſonders wünſchenswert, 
weil der 8 ı des Wettbewerbsgeſetzes außerordentlich 
dehnbar und ſeine Tragweite ſchon jetzt umſtritten iſt. Die 
ſchlichtende Tätigkeit eines auf den Auffaſſungen des Ge- 
werbeſtandes fußenden Einigungamtes ſei daher in dieſem 
Punkte beſonders wünſchenswert. Die Gffizialdelikte des 
Geſetzes müßten felbftverftändlich aus der Tätigkeit dieſes 
Amtes ausſcheiden. Ein Begriff, der hierauf zugeſchnitten 
iſt, iſt jedoch das „unlautere Verhalten der Angeſtellten“ 
bei der Annahme von Schmiergeldern. Oberlandes- 
gerichtsrat Chr. Finger ſchlägt vor, daß das Schiedsgericht 
aus einem Juriſten als Dorfigenden und zwei den ge 
ſchäftlichen Kreifen, aber nicht der Konkurrenz; der Be 
teiligten angehörenden Beiſitzern gebildet wird. Geheimer 
Juſtizrat Profeſſor Dr. Hellwig hebt noch hervor, daß eine 
Verpflichtung, das Schiedsgericht anzurufen, natürlich im 
voraus nicht allgemein begründet werden kann. Aber auch 
ohne dieſe Verpflichtung ſei ein ſolches Einigungamt ſehr 
zweckmäßig. — 
Auf eine für die Auslegung des § 1 des 


Weitbewerbsgeſetzes 

intereſſante Entſcheidung des Landgerichts I macht Kechts⸗ 
anwalt Dr. Max Alsberg in der Seitſchrift Markenſchutz 
und Wettbewerb (1. Jannar) aufmerkſam. Eine öfter- 
reichiſche Firma, die in Berlin eine Filiale unterhält, hatte 
einen ihrer Direktoren entlaffen. Dieſer hatte in dem Ges 
ſchäftshauſe eine Privatwohnung, die er nun (obgleich fie 
leer ſtand) zu folgender Reklame benutzte: Er brachte an 
den Fenſtern Plakate an, worauf zu leſen ſtand, daß der 
„bisherige Leiter und erſte Direktor“ der Wiener Firma 
nunmehr in der Straße X unter der Firma Y ein Geſchäft 
der gleichen Branche errichtet habe. Die Wiener Firma 
beantragte eine einſtweilige Verfügung auf Unterlaſſung 
der Reklame, aber die vierte Kammer für Handelsſachen 
lehnte den Antrag ab, § ı des Wettbewerbsgeſetzes könne 
keine Anwendung finden, da das Verhalten nicht gegen die 
guten Sitten verſtoße. Auch der Umſtand, daß ſich die 
Privatwohnung in demſelben Haufe wie das Geſchäfts⸗ 
lokal der Antragſtellerin befindet, könne nicht dazu führen, 
die Reklame zu verbieten, da der Antraggegner ſeine 
Wohnung ſchon früher beſeſſen und nicht zum Swecke der 
Reklame gemietet habe. Auch $ 823, 1 des BGB. könne 
nicht Anwendung finden, da die Antragſtellerin nicht nad- 
zuweiſen vermocht habe, daß der Gegner ein ihr zuſtehen⸗ 
des Recht vorſätzlich oder fahrläſſig verletzt habe. Herr 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg hält dieſe Entſcheidung für un« 
zutreffend, denn die Handlungweiſe des Antragsgegners 
trage einen illopalen Charakter, und jede illoyale Handlung 
verſtoße nach einer Entſcheidung des Reichsgerichts gegen 
die guten Sitten. — 

Die New Norker Handelszeitung (25. Dezember) 
weiſt auf die Zunahme der 


Weihnachtspoſt 
von New Vork nach Europa hin. Auch hierin zeige fih 
die Wiederkehr proſperierender Seiten. Während vom 
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I. Dezember 1908 die Hahl der nach Europa ab⸗ 
geſandten Poſtanweiſungen 344 652 Stück betrug, wurden 
während derſelben Zeit des Jahres 1909 485 151 Poft- 
anweiſungen befördert. Der Geſamtbetrag hat eine Er- 
höhung von 5,226 auf 7,524 Mill. M erfahren. — 
Die Geſamtſumme der deutſchen 
Gmiſſtonen im Jahre 1909 

beträgt nach dem Kurswert der Statiſtik der Frankfurter 
Zeitung (5. Januar) 3222,41 Mill. 46 gegen 3156,21 
Mill. % in 1908 und 1899,96 Mill. & in 1907. Davon 
waren 2736 Mill. (2226 Mill. M in 1908) feſtverzius⸗ 
liche Obligationen und 486,4 Mill. % (450,3 Mill. M in 
1908) Aktien. — 


Aus den Börsensälen. 


Die Spekulation ist nach der ungestümen Kauf- 
lust etwas übersättigt. Darüber kann für den, 
der den Börsenverkehr an den letzten Tagen be- 
obachtet hat, kaum noch ein Zweifel herrschen, 
denn die Kaufaufträge laufen nicht mehr in so 
starkem Umfange ein wie bisher, und die Kurse 
steigen daher nicht mehr so unentwegt weiter, ohne 
Rücksicht auf die sachlichen Momente, die einer 
Erhöhung entgegenstehen. Charakteristisch ist ja 
insbesondere, dass die in der Tat fortschreitende 
Besserung am Geldmarkte keine stärkere Nachfrage 
hervorgerufen hat. Die Spekulation hat eben in 
Erwartung der niedrigeren Zinssätze schon vorher 
zu umfangreiche Käufe vorgenommen. Andererseits 
ist jedoch die Widerstandsfähigkeit auffällig, von 


der die Börsentendenz beherrscht wird. Es 
kommt ausserordentlich wenig, Material an den 


Markt, und wenn die Kurse etwas zurückgehen, 
liegt sogar noch eine grössere Anzahl von Kauf- 
limiten vor. Man kann also nicht davon sprechen, 
dass die Spekulation schon in ein Stadium der 
Nervosität getreten ist, wie es häufig in den Zeiten 
einer intensiven Aufwärtsbewegung der Fall zu sein 
pflegt. 


* * 
* 


Bemerkenswert ist, dass die Grossbanken 
noch immer die Tendenz skeptisch beurteilen und 
in ihren Wochenberichten zur Vorsicht mahnen. 
Diese Stellung gibt der Börse Veranlassung zu der 
Annahme, dass die Banken grössere Beträge in 
Blanko verkauft haben. Man will wissen, dass eine 
Grossbank beträchtliche Summen von Montanwerten 
zu niedrigeren Kursen schuldig sei und nun sehn- 
lich den Augenblick erwartet, wo sie diese Werte 
zurückdecken kann. Inwieweit dies zutrifft, vermag 
man von aussen her natürlich nicht zu wissen. Das 
Gerücht bat aber wohl deshalb eine gewisse Wahr- 
scheinlichkeit, weil vielfach auch mit der Möglich- 
keit von Kapitalerhöhungen gerechnet wurde. Die 
Werke scheinen jedoch es hiermit vorläufig nicht 
sehr eilig zu haben, weil die Konjunkturbesserung 
nicht in dem raschen Tempo fortschreitet wie die 
Steigerung der Börsenkurse. Immerbin dürfte man 
sich auf Kapitalerhöhungen in absehbarer Zeit ge- 
ſasst machen müssen. 


In New York ist das Kursniveau stärkeren 
Schwankungen unterworfen, und auch die Ver- 
kündung der. Taftschen Sonderbotschaft über die 
beabsichtigte Aenderung des Antitrustgesetzes hat 
die Spekulation nicht ohne weiteres zu beruhigen 
vermocht. Allem Anschein nach sind die Hausse- 
engagements in New York noch grösser als bei 
uns, denn jene Vorschläge des Präsidenten sind in 
Wirklichkeit nicht geeignet, eine grosse Be- 
unruhigung hervorzurufen. Die Berliner Börse 
hatte sich zunächst von der Gestaltung des New 
Yorker Verkehrs vollkommen emanzipiert, aber in 
den letzten Tagen sich doch stärker beeinflussen 
lassen. Sie legte hierbei nicht etwa grösseres Ge- 
wicht auf die sachlichen Gründe, die für die New 
Yorker Abschwächung angegeben wurden, sondern 
es wurde rein. mechanisch der New Yorker Börse 
gefolgt, eben weil die Positionen dazu angetan 
waren. 


Begünstigt wird die Zurückhaltung der Hausse- 
spekulation auch durch den bevorstehenden Beginn 
der englischen Wahlen. Gibt sich die Börse 
auch nicht sehr ernsthaften Betrachtungen darüber 
hin, ob die Konservativen oder Liberalen den Sieg 
davontragen werden, so verhehlt sie sich doch 
nicht, dass Ueberraschungen bevorstehen können 
und bei einem konservativen Siege auch für 
Deutschland durch die eventuelle Einführung des 
Schutzzollsystems eine Gefahr erwachsen werde. 
Endlich kommt noch hinzu, dass wiederum die Mög- 
lichkeit eines Bergarbeiterausstandes nicht für völlig 
ausgeschlossen gehalten wird, da die Anwerbung 
ostpreussischer Landarbeiter durch die Gelsen- 
kirchener Bergwerksgesellschaft die Gärung unter 
den Bergarbeitern vermehrt hat. Man kann aber 
nicht etwa behaupten, dass die Börse den beiden 
letzten Momenten eine schr grosse Beachtung 
schenkt. 


= 
* * 


Auf dem Kassaindustriemarkt waren die 
Kursschwankungen grösser als an den Ultimo- 
märkten, weil sich hier mehr die kleine Spekulation 
betätigt. Eine gewisse Widerstandsfähigkeit liess 
sich jedoch auch hier beobachten. Eine ausge- 
sprochen schwache Haltung hatten Kaliwerte, 
weil in der letzten Zeit auf den von der preussi- 
schen Regierung beim Bundesrat eingebrachten Ge- 
setzentwurf und auf die Erwartung einer Einigung 
mit den Amerikanern umfangreiche Käufe vorge- 
nommen worden waren. In bezug auf die Wirkung 
des Gesetzentwurfs gibt sich die Börse unverändert 
optimistischen Hoffnungen hin; das konnte jedoch 
nicht hindern, dass die Ergebnislosigkeit der ameri- 
kanischen Verhandlungen arg verstimmte und zu 
Positionslösungen führte. — Für Kolonialanteile 
war an einigen Tagen vermehrtes Interesse zu be- 
obachten, und daraufhin wurden auch sofort die 
Anteile der Akt.-Ges. für Verkehrswesen von der 
Börsenspekulation aus dem Markt genommen. Man 
sprach wieder von neuen Diamantenfunden in Süd- 
westafrika, aber bedauerlicherweise ist weder von 
amtlichen Stellen noch von den Gesellschaften eine 
Bestätigung zu erlangen. Es soll ein Diamant von 
10 Karat auf dem Gebiete der Diamantenregie ge- 
funden worden sein, und daraus zog man den 
Schluss, dass auch weitere Funde so grosser 
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Diamanten erfolgen werden. Noch immer spielen 
an der Börse die Privatdepeschen eine grosse Rolle, 
die von einigen in Südwestafrika wohnenden, offen- 
bar an Börsenspekulationen beteiligten Privatleuten 
an die hiesigen Bankiers, die den Handel in 
Kolonialwerten pflegen, gerichtet werden. Es sollte 
doch endlich dafür gesorgt werden, dass eine ein- 
gehende offizielle Berichterstattung diese schwer 
kontrollierbaren Privatmeldungen ersetzt. 


Nicht ohne allgemeines Interesse ist die Kurs- 
steigerung, die die Aktien der Vogtländischen 
Maschinenfabrik A.-G. erzielt haben. In den 
letzten Tagen ist allerdings auf Realisationen der 
früheren Käufer eine leichte Abschwächung erfolgt. 
Die Steigerung hängt damit zusammen, dass die 
Gesellschaft einen sogenannten Stickautomaten her- 
stellt, d. h. eine Maschine, die die Stickmuster selbst- 
tätig einstellt und menschliche Beaufsichtigung über- 
flüssig macht. Wie die Deutsche Tageszeitung 
meldet, sollen in den letzten Wochen Bestellungen 
in Höhe von mehr als 6 Mill. W. allein aus der 
Schweiz eingegangen sein. An der Börse wird. in- 
dessen erzählt, dass die Vogtländische Maschinen- 
fabrik in Gemeinschaft mit der Akt.-Ges. Feldmühle 
in Rorschach von dem amerikanischen Erfinder nur die 
Lizenz für die Schweiz übernommen habe. Dagegen 
soll auch die Maschinenfabrik Kappel einen 
solchen Apparat neuerdings an den Markt bringen, 
der angeblich erheblich billiger ist als der von der 
Vogtländischen Maschinenfabrik fabrizierte. Da von 
der Verwaltung der Maschinenfabrik Kappel regel- 
mässig Auskünfte an die Presse verweigert werden, 
muss ich dieses mit Bestimmtheit auftretende Gerücht 
unter Vorbehalt wiedergeben. 

* 


* 


* 

Besonders starken Schwankungen war die Kurs- 
bewegung zweier Papiere unterworfen, der Deut- 
schen Gasglühlicht-(Auer ) Aktien und der Aktien 
der Wollwarenfabrik „Mercur“. Auer gingen 
zuerst im Kurse zurück, weil bekannt wurde, dass 
die Firma Gebr. Mannesmann vor dem Reichsgericht 
einen Prozess gewonnen hat, so dass ihre Patente 
für hängendes Gasglühlicht nunmehr anerkannt 
werden. Irrtümlicherweise nahm die Börse daher 
an, dass auch die Auer-Gesellschaft diesen Glüh- 
körper nicht mehr herstellen dürfe. Bald wurde 
jedoch bekannt, dass der Prozess gerade umgekehrt 
für Auer günstig sei, weil sie bereits mit der Mannes- 
mann-Gesellschaft einen Lizenzvertrag besitzt, 
während die meisten übrigen Gesellschaften nun- 
mehr die Fabrikation einstellen müssen. — Die 
Aktien der Wollwarenfabrik „Mercur“ erzielten 
zuerst eine beträchtliche Kurssteigerung, indem mit 
Bestimmtheit Gerüchte auftauchen, wonach für das 
am 30. November ablaufende Geschäftsjahr mit einer 
erheblich höheren Dividende zu rechnen sei. Es 
wurden Taxen bis zu 18% (teilweise noch höhere) 
gegen 15% i. V. verbreitet. Bald trat eine Reaktion 
ein, weil die Gesellschaft einem hiesigen Blatt mit- 
teilte, von einer Dividende in Höhe von 18% und 
darüber könne keine Rede sein. Zugegeben wurde, 
dass eine etwas höhere Dividende zur Verteilung 
gelangen soll. Wenn der Kurs inzwischen auch 
keine neue Steigerung erfahren hat, so hält die 
Börse doch an der Auffassung fest, dass diese Mit- 
teilung nicht ganz zutrillt. Sie glaubt wenigstens, 


dass eine den Taxen entsprechend hohe Dividende 
zur Verteilung gelangen kann, weil die Gesellschaft 
so gut beschäftigt sein soll, wie kaum zuvor seit 
ihrem Bestehen. Es ist schwer, sich unter diesen 
Umständen ein zutreffendes Urteil zu bilden. Die 
Gesellschaft solle jedoch die Vollendung ihres Ab- 
schlusses beschleunigen und ihn möglichst rasch 


der Oefſentlichkeit übergeben. bb. 
Umschau. 
bb. Ehrenprozess. Das Ehrengericht für die 


Berliner Börse ist vor einigen Tagen zusammengetreten, 
um über eine Anklage gegen die Firma Mackensen & 
Scholz verhandeln. Ueber den Prozess ist in 
den Zeitungen berichtet worden; nicht, weil er von 
grösserem Interesse ist als die Mehrzahl der Ehrengerichts- 
prozesse, sondern weil diese Verhandlung ausnahmsweise 
einmal in voller Oeffentlichkeit stattfand. Das Börsen- 
gesetz ist davon ausgegangen, dass die Oeffentlichkeit im 
Hauptverfahren nicht ohne weiteres auszusprechen ist, weil 
ein berechtigtes Interesse vorliegen kann, geschäftliche 
Angelegenheiten geheim zu halten. Andererseits hat das 
Börsengesetz jedoch dem Staatskommissar wie dem Be- 
schuldigten das Recht eingeräumt, die Oeffentlichkeit der 
Verhandlung herbeizuführen. Stellt eine der beiden Par- 
teien einen solchen Antrag, so ist das Ehrengericht ohne 
weiteres zur Herstellung der Oeffentlichkeit verpflichtet. 
Der frühere Staatskommissar hat nun von diesem Rechte 
fast niemals Gebrauch gemacht, obgleich ohne Zweifel die 
öffentliche Verhandlung in den meisten Fällen ebenso 
sehr im Interesse der Ankläger wie der Beschuldigten 
liegen wird, Nur wenn die Verhandlung in voller Oeffent- 
lichkeit geführt wird, ist auch eine Gewähr dafür gegeben, 
dass unzutreffende Urteile in der Presse kritisiert werden. 
Beim Börsenehrengericht liegt aber für die Beschuldigten 
ein Anlass, die Oeffentlichkeit der Verhandlung zu be- 
antragen, noch aus einem besonderen Grunde vor. Es 
gibt für das Verfahren vor diesem Gericht keine Prozess- 
ordnung, und darum ist die Möglichkeit, dass der Be- 
schuldigte nicht völlig zu seinem Recht kommt, bei diesem 
Gericht weit eher gegeben, als bei den ordentlichen Ge- 
tichten. Aus Anlass meines Ehrengerichtsprozesses im 
Jahre 1908 ist ja auf den Mangel einer Prozessordnung 
vielfach hingewiesen worden, und es besteht kein Zweifel 
darüber, dass bei einer nochmaligen Revision des Börsen- 
gesetzes diesem Punkte ganz besondere Aufmerksamkeit 
geschenkt werden muss. Liegt die Oeffentlichkeit der 
Hauptverhandlung schon in den meisten Fällen im Interesse 
des Beschuldigten, so wird auch der Staatskommissar ein 
gleiches Interesse haben. Er bildet zwar beim Ehren- 
gerichtsverfahren nicht die Anklagebehörde, aber da 
es seine Funktion ist, die Aufsicht über die Börse auszu- 
üben, so muss sein Bestreben auch mit darauf gerichtet 
sein, dafür zu sorgen, dass die Börse von schädlichen 
Elementen befreit wird, besonders dann, wenn durch diese 
Elemente nicht allein die Börsenkreise, sondern weitere 
Kreise des Publikums geschädigt werden. Wenn das 
Ehrengericht daher gegen den Inhaber einer Firma ver- 
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handelt, die durch ihre Geschäftsabschlüsse ihre Kommit- 
tenten in einer die Ehre oder das kaufmännische Ver- 
trauen verletzenden Weise geschädigt hat, so liegt für den 
Staatskommissar aller Anlass vor, die Oeffentlichkeit der 
Hauptverhandlung herbeizuführen. Ganz besonders 
dies der Fall, wenn es sich um eine Firma handelt, die 
nur sehr wenig Börsengeschäfte abschliesst, dafür aber 
um so mchr Effektengeschäfte mit dem Publikum. Denn 
die schärfste Strafe, die das Ehrengericht verhängen kann, 
ist der dauernde Ausschluss von der Börse; selbst durch 
dieses Verdikt aber wird eine solche Firma nur sehr un- 
wesentlich getroffen. Alle Bucketshops pflegen, ebenso 
wie die „Bankgeschäfte“, deren Geschäftszweig nur in der 
Gründung fauler Bohrgesellschaften und dem Verschleiss 
der Anteile an unerfahrene Privatleute besteht, ihre Zu- 
lassung zum Börsenbesuch nicht desbalb zu beantragen, 
weil sie hier Börsengeschäfte abschliessen wollen. Der 
Börsenbesuch ist vielmehr für sie nur ein Aushängeschild, 
ein Freibrief für allerhand bedenkliche Manipulationen. 
Viele Leute haben nämlich einmal davon etwas gehört, 
dass an der Börse nur Firmen zugelassen sind die 
ihren Zahlungverpflichtungen nachkommen, und glauben 
daher irrtümlicherweise, dass sie gegen die Insolvenz 
einer Bankfirma geschützt sind, wenn diese sich durch den 
Börsenbesuch ausweisen kann. Aus diesem Grunde pflegen 
solche Firmen ibrer Kundschaft gegenüber auch immer 
damit zu operieren, dass sie an der Börse zugelassen sind, 
Die Börse als solche mag sich nun hinreichend geschützt 
füblen, wenn sie einer unlauteren Firma die Tür verbietet. 
Aber der Staatskommissar hat weitergehende Interessen 
zu vertreten. Es ist daher dringend zu wünschen, dass 
mit der Gcheimniskrämerei bei dem Ehrengericht auch in 
Zukunft ein Ende gemacht wird, und wenn nicht ganz 
besondere, entgegengesetzte Interessen auf dem Spiele 
stehen, die Verhandlungen öffentlich geführt werden. 


ist 
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Die Firma Mackensen & Scholz gehört zu den eben 
gekennzeichneten Bankgeschäften. Sie hat in Galizien 
eine Oelbohrgesellschaft „Max“ gegründet und hiervon 
Anteile in Höhe von ca. 65 000 M an eine Frau v. d. Osten 
in Umtausch gegen kursfähige und meist gute Wertpapiere 
verkauft. Die Form dieser Veräusserung erfolgte schon 
in sehr merkwürdiger Weise. Denn es wurden nicht 
irgendwelche Anteile einer selbständigen Gesellschaft ver- 
äussert, sondern die Käuferin erhielt nur einen ent- 
sprechenden Anspruch an die Firma Mackensen & Scholz, 
also so eine Art Unterbeteiligung, wie dies leider beim 
Verkauf von G. m. b. H.-Anteilen an Unkundige zuweilen 
üblich ist. Weder aus der Gründung der Oelgesellschaft 
selbst noch aus der Form des Verkaufs wurde jedoch die 
Anklage hergeleitet. Das Ehrengericht hat wohl (und 
nicht ganz mit Unrecht) angenommen, dass es ausser- 
ordentlich schwer ist, die Wertlosigkeit eines solchen 
Unternehmens zu beweisen, und noch viel schwerer, den 
Beweis zu führen, dass der Angeklagte diese Wertlosigkeit 
kannte. Daher wurde die Anklage darauf gestützt, dass 
der Inhaber der Firma Mackensen & Scholz „in der Ab- 
sicht, sich Betriebskapital zu verschaffen, Frau v. d. Osten 
unter Inaussichtstellung erheblicher Gewinne dazu ver- 
anlasst hat, ihre Effekten gegen die Anteile einer aus- 


ländischen Bohrgesellschaft von zweifelhaftem Werte ab- 
Ich würde es für berechtigt halten, eine 
gegen das kaufmännische Vertrauen verstossende Hand- 
lung darin zu erblicken, dass eine Bankfirma überhaupt 
einen Unkundigen zum Umlausch guter Papiere gegen An- 
teile einer Bohrgesellschaft zu bestimmen versucht. Denn 
dass solche Anteile ein grosses Risiko in sich bergen, ist 
ganz selbstverständlich. Um einen solchen Nachweis 
zu führen, muss aber bewiesen werden, dass der be- 
treffende Käufer das Risiko des Besitzes von Bohr- 
anteilen nicht kannte und der Bankier ihn zum Erwerb 
überredet hat. Dafür ist aber in der Hauptverhandlung 
der sirikte Beweis nicht erbracht worden, weil Frau 
v. d. Osten als Zeugin nicht erschienen war. Das Gericht 
hat in seiner mündlichen Begründung die Tatsache, dass 
die Anteile von zweifelhaftem Wert waren, auch nur als 
strafverschärfend, aber nicht als Grund der Bestrafung 
angeführt. Das eigentliche Delikt wurde vielmehr offenbar 
in der angeblichen Beschaffung von Betriebsmitteln erblickt, 
und der Staatskommissar, Herr Assessor Dr. Frisch, hob 
in seinem Plaidoyer auch diesen Punkt ganz besonders 
hervor. Er behauptete, dass die Firma Mackensen & 
Scholz erst wenige Tage nach Abschluss des Tausch- 
geschäfts Bohrungen vornehmen liess. Ich will ganz da- 
von absehen, ob dies zutrifft oder nicht, ebenso wie es 
mir etwa fernliegt, die Firma Mackensen & Scholz (vor 
der ich bereits früher im Plutus gewarnt habe) in Schutz 
zu nehmen. Trotzdem muss darauf hingewiesen werden, 
dass doch unmöglich eine gegen den Ehrbegriff des 
Kaufmanns verstossende Handlung in der Beschaffung 
von Retriebsmitteln durch Verkauf von Anteilen erblickt 
werden kann. In diesem Punkte war also die Anklage 
m.E. nicht richtig aufgebaut. Trotzdem war dem Grunde 
nach die Verurteilung gerechtfertigt, weil die Firma in 
der Tat, wie der zweite Teil der Anklage behauptete, sich 
der Rücknahmeverpflichtung im Gerichtsprozess durch 
allerhand Einwendungen zu entziehen trachtete, die der 
rechtlichen und tatsächlichen Grundlage entbehrten und 
nur der Verschleppung dienten. 

Kreislauf des Kapitals. 
die populär ausgedrückt wird: „Wo Geld ist, da kommt 
Geld zu.“ Diese landläufige Spruchweisheit hat tatsächlich 
auch wissenschaftlich ibre Berechtigung, denn man spricht 
von der zunehmenden Konzentration des Kapitals und 
meint damit die Tatsache, dass sich in den einzelnen 
kapitalskräftigen Händen immer grössere Teile des Volks- 
vermögens und namentlich der Produktionsmittel kon- 
zentrieren, Damit braucht keineswegs die sogenannte Ver- 
elendung der anderen Kreise Hand in Hand zu gehen. 
Im Gegenteil, der Wohlstand kann sich in allen Kreisen 
des Volkes heben. Aber von dem Kapitalzuwachs entfällt 
eine steigende Quote auf diejenigen, die vorher schon 
reichlich Kapitalzuwachs aufzuweisen hatten. Nur scheinbar 
steht diese Tatsache im Widerspruch damit, dass die 
grossen von einzelnen Unternehmern betriebenen Unter- 
nehmungen in steigendem Masse der Aktiengesellschaft 
weichen müssen. Scheinbar bedeutet das ja eine Demo- 
kratisierung des Kapitals, weil durch die Zerlegung der 
Betriebsmittel in einzelne Aktienteile eine grössere Be- 
teiligung der gesamten Bevölkerung an deu Unternehmungen 
möglich ist. Aber es ist ja keineswegs gesagt, dass jeder 


zustossen.“ 


Es ist eine alte Lehre, 
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Aktienteil auch einen Besitzer hat. 
gemein bekannt ist es, dass sich 

nicht nur mehrere Aktien 
sondern sehr oft auch die Mehrheit sämtlicher vorhandenen 
Aktien befindet. In Deutschland ist es sehr schwer, sich 
ein Urteil darüber zu bilden, wieviel Teilnehmer denn an 
einer Aktiengesellschaft existieren. In England und 
Amerika aber, wo die Aktien auf den Namen lauten 
und wo die Aktienbesitzer registriert werden, ist es 
möglich, jeweils die Zahl der Aktienbesitzer festzustellen 
und damit natürlich auch die Aenderung in der Besitzer- 
zahl zu verfolgen. Das Journal of Commerce hat vor 
kurzem festgestellt, dass im Jahre 1909 das Kapital von 
54 leitenden amerikanischen Eisenbahn-Aktiengesellschaften 
mit einem Aktienkapital von 4157 Millionen Dollars sich 
in den Händen von 288 160 Aktionären konzentriert. Im 
Jahre 1908 war bei diesen Aktiengesellschaften die Zahl 
der Anteilseigner noch 304 912, obwohl damals das 
Aktienkapital 3876 Millionen Dollars betragen 
hatte. Es geht aus diesen Ziffern hervor, 
dass die Zahl der Aktionäre verhältnismässig sehr 
gering ist und ferner, dass gerade vom Jahre 1908 zum 
Jahre 1909 eine starke Abnahme der Zahl der Aktien- 
besitzer stattgefunden hat. Interessant ist nun zu kon- 
statieren, wie gross die Abnahme bei einzelnen der be- 
kannteren Bahnen gewesen ist. Während bei wenigen 
Unternehmungen die Zahl der Aktionäre sich sogar etwas 
vermehrt und bei einer Anzahl anderer Bahnen die Aktionär- 
zahl sich nur wenig verringert hat, sehen wir dagegen 
bei der Pennsylvania Bahn eine Verminderung tiber 
3%, Tausend, bei der Union Pacific um etwa 4½ Tausend 
und bei der New York Central Bahn sogar um 4% Tausend. 
Aus den vergleichenden Vebersichten, die das Journal of 
Commerce gibt, geht aber auch noch eine andere ganz 
interessante Tatsache hervor, Danach war nämlich am 
Ende der Krisis 1907 die Zahl der Aktionäre verhältnis- 
mässig am grössten, weil damals viele kleine Leute zu 
den gesunkenen Kursen Aktien kauften. Diese Leute 
wollten alle nur einen kleinen Spekulationsgewinn machen 
und verkauften ihre Aktien mit kleiner Avance weiter an 
potentere Leute. Sie halten dann in der Regel die Aktien 
bis zum Durchbruch einer besseren Konjunktur. In- 
zwischen steigen die Kurse. Und in demselben Masse, 
wie die Kurse steigen, befestigt sich in weiten Volks- 
massen der Glaube, dass wieder viel zu verdienen sei. 
Der eine erzählt dem auderen von grossen Gewinnsten, 
die er gemacht hat, und schliesslich wird die allgemeine 
Begehrlichkeit so stark gereizt, dass unter dem Andrange 
der Käufer die Aktienkurse auf eine enorme Höhe ge- 
trieben werden. Jetzt verkaufen die grossen Kapitalisten 
mit erheblichem Gewinn, dieselben Kapitalisten, die später 
die Aktien, wenn das grosse Publikum daran verloren hat, 
wieder zurücknehmen. Die Zeit der Krisis ruft also in 
der Gestaltung des Volksvermögens eine Verschiebung 
derart hervor, dass die kleinen Kapitalisten grosse Ver- 
luste erleiden, und dass diejenigen, die zu den gewichenen 
Kursen die Aktien aufnehmen, nur wenige Prozente daran 
verdienen, um dann den grössten Teil der Verdienst- 
möglichkeit an ohnchin schon kapitalsmächtige Personen 
abzugeben, so dass auf diese Weise der Konzentrations- 
prozess des Kapitals sich beschleunigt. 


Sondern ganz all- 
in einzelnen Händen 


einer Einzelunternehmung, 


nur 
einmal 


Lapp. Am 8. Januar, abends 5 Uhr, fand im Restaurant 
des Deutschen Hauses zu Aschersleben eine ausserordent- 
liche Generalversammlung der Heinr. Lapp A.-G. für Tief- 
bohrungen statt, die sich mit der Erhöhung des Aktienkapitals 
um 384 000 M. zu befassen hatte; die 384 neuen Aktien sollen 
den bisherigen Aktionären im Verhältnis von 3;1 zum 
Bezug angeboten werden. Da die Aktien sich augen- 
scheinlich in vielen kleinen Händen befinden und keinerlei 
Bankiergruppe heute ein besonderes Interesse an dem Unter- 
nehmen haben dürfte, so stellte auch die Generalversammlung 
in der Hauptsache ein Zwiegespräch zwischen Aufsichtrat und 
Vorstand dar, die vollzählig erschienen, deren Mitglieder 
aber in der Hauptsache gleichzeitig die Zuhörer bildeten. 
Vorher hatte hinter geschlossenen Türen eine Aufsichts- 
ratsitzung stattgefunden, die sich davon überzeugte, dass 
irgend eine Opposition gegen die Tagesordnung nicht zu 
erwarten stand, und der Beschluss der Kapitalserhöhung 
fand dann auch einstimmig statt, ohne jedes Bedenken 
und ohne jeden Widerspruch. Es war ungefähr 1/4 des 
Aktienkapitals vertreten. Nach knappen 15 Minuten 
konnte der Vorsitzende des Aufsichtrats Bankier Julius 
Kohen, bisher Teilhaber der Ascherslebener Bank, die Er- 
ledigung der Tagesordnung und den Schluss derselben 
konstalieren. Dex Aufsichtrat und Vorstand zog sich 
darauf nochmals zu einer Sitzung zurück, die sich über 
1½ Stunde hinzog und jedenfalls das Wesentliche des 
Tages gewesen ist. Ueber die diesjährigen Resultate der 
Gesellschaft war in der Generalversammlung nichts ver- 
kündet, trotzdem das Rechnungjahr bereits am 31. Dez- 
1909 abgeschlossen hat. Die Kapitalserhöhung wäre aber 
auch gar nicht begründet worden, wenn nicht pro forma 
eines der Aufsichtratsmitglieder, ein Herr Knolle, der den 
Petroleumbohrunternehmungen der Gesellschaft nahe stehen 
soll, den Genraldirektor und Vorbesitzer Heinrich Lapp 
ersucht hätte, sich zu dieser Sache zu äussern. Die Mit- 
teilungen dieser Herren waren jedoch sehr oberflächlich 
und allgemein und berührten den Kardinalpunkt des Ge- 
winn- und Verlustkontos für das letzte Geschäftsjahr kaum 
oder doch nicht so, dass sich irgend ein Anwesender 
hätte einen Vers darauf machen können. Den Aktionären 
muss also der Geschäftsbericht vom 6. März 1909 ge- 
nügen, der wenig verheissungvoll lautet. 
annehmen, dass die Kapitalserhöhung in der Hauptsache 
zur Ablösung der für die Geldgeber unabequemen Bank- 
kredite dienen soll, und dass die leider zum Teil für 
eigene Rechnung unternommenen ausländischen Bohrungen 
weiterer Mittel bedürfen. Viel Vertrauen zu dem Unter- 
nehmen dürften die ihm nahestehenden Banken 2. Zt. nicht 
besitzen, sonst würden sie die Neuemission garantiert 
haben. Es wird jetzt versucht werden, die bisherigen 
Aktionäre zum Bezug der neuen Aktien al pari zu be- 
wegen, die Kapitalserhöhung soll nur als durchgeführt 
gelten, wenn bis 1. Juli d. J. mindestens 250 000 M. Aktien 
gezeichnet sind. Wir glauben nicht, dass die jetzigen 
Aufsichtratsmitglieder Grossaktionäre darstellen. Im Gegen- 
teil werden sie nur ganz minimal beteiligt sein, die Aktien. 
selbst werden sich aber in vielen kleinen Händen be- 
finden, die z. Zi., als grosse Bewegung in dem Papier 
war, in die Sache hineingelockt worden sind und sich 
nicht rechtzeitig von ihrem Besitz zu trennen ver- 
mochten. Aber kaum eine Aktie des Berliner Kurs- 


Wir können 


zettels hat eine so wechselvolle Geschichte wie 
die Lapp- Aktie. „Himmelhochjauchzend, zum Tode 
betrübt“ ist der Aktionär schon gewesen. Höchst- 


kursen von zirka 400 % standen Tiefkurse von weit 
unter pari gegenüber. So recht ein Papier, an dem Ein- 
geweihte ihren Profit machen konnten und gemacht haben. 
Vor noch kaum 2 Jahren war der Mut vollständig ge- 
sunken und die Mehrheit des Aufsichtrats war für die 
Auflösung des Unternehmens, das vorher 20% Dividende 
gegeben hatte. Unterschiede im Börsenkurse von un- 
gefähr 300% gehören selbst bei Industrieaktien zu den 
Seltenheiten. Bei Lapp soll es ja jetzt eine Idee freund- 
licher aussehen. Der Generaldirektor sagte aus, dass über 
200 Leute beschäftigt werden. Von zweifelhafter Qualität 
jedoch erscheinen aber dem Fernstehenden die Bob- 
rungen für eigene Rechnung in Galizien und die Filiale 
in Budapest, In Stefa soll ein Rohr geplatzt sein, an 
dem seit 4 Monaten herumlaboriert wird, und mit Zweig- 
unternehmungen in der ungarischen Hauptstadt hat eigent- 
lich ausser der Akt.-Ges. Ganz noch kein deutsches 
Industrieunternehmen Segen geerntet. Man lese die 
Geschäftsberichte von der Sangerhäuser Maschinenfabrik 
Hornung & Raabe und der Bildgiesserei Gladenbeck, 
welch enorme Einbussen sie bei den Magyaren erlitten 
haben, und erstere Gesellschaft hatte ganz andere Reserven, 
als sie Lapp zur Verfügung stehen. Ueber diese Beteili- 
gungen ist in der Generalversammlung mit ein paar Worten 
hinweggeglitten. Für die wirklichen Aktionäre wird es 
sich fragen, ob sie ihr Bezugsrecht ausüben sollen oder 
nicht. Nach unseren Wahrnehmungen in Aschersleben 
würden wir ihnen empfehlen, die Beantwortung dieser 
ernsten Frage ganz nüchtern zu behandeln. Sie kann nur 
davon abhängig gemacht werden, dass vorher die Bilanz 


für das letzte Rechnungjahr vorgelegt wird, und wir selbst 


würden dann ev. noch weiter gehen und die österreichisch- 
ungarischen Beteiligungen durch eine besondere Kom- 
mission von Sachverständigen prüfen lassen. Wenn kein 
Aktionär es für richtig hält, sich durch eine Interpellation 
und durch Rückfragen grüssere Gewissheit zu verschaffen 
über die nächsten Chancen des Unternehmens, so hat die 
Presse die Pflicht, Aufklärung zu verlangen im Interesse 
derjenigen, die unmündig bleiben wollen. Generaldirektor 
Lapp gilt wohl nicht mit Unrecht als ein äusserst tüchtiger 
Fachmann, von dem wir aus früheren Jahren auch wissen, 
dass er unentwegt fleissig zu sein versteht. Neben seiner 
Energie stand ihm früher auch Glück zur Seite, und diesen 
beiden Umständen verdankt die Gesellschaft ihre guten 
Jahre. Die Lex Gamp hat dem Unternehmen aber einen 
sehr schweren Stoss versetzt, und es wird sich fragen, ob 
die schwer zu übersehenden ausländischen Unternehmungen 
einen Ersatz für die frühere inländische Tätigkeit bieten 
können. Zu prüfen wäre auch, ob der Vorbesitzer noch 
durch Besitz von Aktien an seinem Unternehmen beteiligt 
ist, denn auf seinen zwei Augen beruht das Wohl und 
Wehe der Gesellschaft wohl ausschliesslich. Es wäre 
also auch Aufgabe der Gesellschaft ihn an sein Unter- 
nehmen zu fesseln. 

bb. Friedberg vor dem Reichsgericht. Der 
zweite Strafsenat des Reichsgerichts beschäftigte sich am 
vorigen Freitag mit der Revision, die sowohl der Staats- 
anwalt wie die Verteidiger im Prozess Friedberg und 


Bohn gegen das Urteil des Berliner Landgerichts I ein- 
gelegt hatten. 
vornherein die 


Die Revision des Staatsanwalts war von 
interessantere. Denn die Verurteilung 
Friedbergs erfolgte (abgesehen von einem leichten Ver- 
stoss gegen das Aktiengesetz) nur wegen Konkurs- 
vergehens, diejenige Bohns wegen Unterschlagung. Dass 
in beiden Fällen die Verurteilung berechtigt war, konnte 
aber kaum bezweifelt werden. Anders verhielt es sich 
mit der Revision des Staatsanwalts. Er hatte den Frei- 
spruch Friedbergs wegen Depotvergehens bemängelt und 
erblickte namentlich den Tatbestand des Betruges darin, 
dass Friedberg die Aufträge seiner Kundschaft zum An- 
kauf von Wertpapieren nicht ausführte. Obgleich auch 
der Reichsanwalt den Standpunkt vertrat, dass das An- 
schaffunggeschäft des Bankiers ein Teil der Gegenleistung 
sei, die dem Kunden stillschweigend versprochen werde, 
erklärte das Gericht die Revision in diesem Punkte nicht 
für begründet. Man wird das schriftliche Urteil des Reichs- 
gerichts abwarten müssen, ehe man bierzu Stellung nehmen 
kann. Jedenfalls ist offenbar die in den Zeitungen auf- 
gestellte Behauptung falsch, dass das Reichsgericht die 
„Insichgeschäfte“ nunmehr ganz allgemein für erlaubt er- 
klärt habe. Denn die Entscheidung erfolgt auf Grund 
der in dem Urteil des Vorderrichters festgestellten Tat- 
sachen, und es ist wahrscheinlich, dass das Reichsgericht 
sich auf die prinzipielle Feststellung nicht eingelassen hat, 
sondern auf Grund der bestimmten Tatsachen in diesem 
Falle einen Betrug nicht erblickte. Hoffentlich wird das 
schriftliche Urteil die wünschenswerte Klarheit bringen. 
Nur in einem Punkte bat das Reichsgericht die Revision 
des Staatsanwalts für begründet erklärt. Ein Freispruch 
Friedbergs war nämlich auch von der Anklage des Ver- 
gehens gegen $ 313, 1 des Handelsgesetzbuches befolgt. Nach 
diesem Paragraph werden mit Gefängnis und zugleich mit 
Geldstrafe bis zu 20 000 % Gründer oder Mitglieder des 
Vorstandes oder des Aufsichtrats (einer Aktiengesellschaft) 
bestraft, „die zum Zwecke der Eintragung der Gesellschaft 
in das Handelsregister in Ansehung der Zeichnung oder 
Einzahlung des Grundkapitals . wissentlich falsche 
Angaben machen.“ Friedberg hatte nun bei der Gründung 
der Berliner Automobilzentrale in dem Handelsregister 
angegeben, dass auf die Aktien ½ des Nenubetrages ein- 
gefordert und bar eipgezahlt sei und dass auf jede Aktie 
der eingeforderte Betrag bar eingezahlt und im Besitze 
des Vorstandes sei. Friedberg batte nun die Einzahlung 
(gleichzeitig im Namen der übrigen Gründer, die als 
Strohmänner fungierten) derart geleistet, dass er von 
seinem Guthaben bei der Reichsbank das Geld abhob, 
und durch einen Rechtsanwalt dem Notar bei der Grün- 
dung verhandlung gegen Quittung übergab. Dieser übergab 
es wiederum den Vorstandsmitgliedern der Aktiengesell- 
schaft (Bohn & Lederer), die ebenfalls eine Quittung aus- 
stellten. Die Vorstandsmitglieder überreichten das Geld 
Friedberg, der es nun als Bankier der Gesellschaft ent- 
gegennahm. Diese Form der Einzahlung ist bei der 
Gründung von Aktiengesellschaften durchaus üblich, und 
es ist darum recht erstaunlich, dass das Reichsgericht in 
diesem Punkte die Revision des Staatsanwalts für begründet 
erklärte. Welche Ursachen es hierzu veranlassten, wird 
auch in diesem Falle mit Sicherheit erst aus der schrift- 
lichen Begründung zu ersehen sein. Es scheint jedoch, 
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dass es sich die Ausführungen des Reichsanwalts zu eigen 
machte, und daher sind schon heute einige Worte 
über diesen Punkt am Platze. Der Reichsanwalt erklärte, 
dass es dem Inhalte des Gesetzes gegenüber unwesentlich 
sei, ob Einzahlungen in dieser Form in der Praxis üblich 
sind oder nicht, ebenso, ob Friedberg zahlungfähig gewesen 
sei oder nicht. Die Bareinlagen miissen nach dem Ge- 
setze „im Besitze des Vorstandes“ sein, und das sei hier 
zur Zeit der Abgabe der Erklärung an das Handelsregister 
nicht der Fall gewesen. Der Reichsanwalt erwähnte bei 
dieser Gelegenheit auch, dass Staubs gegenteilige Ansicht 
die Billigung des Reichsgerichts nicht gefunden hat. Staub 
ist nämlich der Meinung, aus dem Wortlaut des Gesetzes 
gehe hervor, dass nur falsche Angaben „in Ansehung der 
Zeichnung oder Einzahlung des Grundkapitals“ strafbar 
sind, nicht aber auch solche über den gegenwärtigen 
Besitz des Geldes. Bereits im Jahre 1893 hat aber das 
Reichsgericht (Entsch. in Strafsachen Band 24, Seite 291) 
entschieden, dass der Akt der Einzahlung und die Tat- 
sache des gegenwärtigen Besilzes des Grundkapitals nicht 
begrifflich verschiedene Momente darstellen, sondern dass 
der Besitz als ein das Wesen der Einzahlung sicherndes 
Moment gedacht sei. Staub erklärte mit Recht diese Ent- 
scheidung für bedenklich, aber das Reichsgericht hat sie 
auch unter der Herrschaft des neuen andelsgesetzbuchs, 
wie sich hier zeigt, beibehalten. Für die Praxis ist die 
Entscheidung daher von ausserordentlich grosser Wichtig- 
keit. Die Vorstandsmitglieder einer Aktiengesellschaft 
werden das bei dem Gründungakt ihnen übergebene Geld 
fortan solange in ihrem Besitz halten müssen, bis die Er- 
klärung zum Handelsregister erfolgt ist. Zwar entstehen 
hier unnütze Zinsverluste, aber nach diesen praktischen 
Erwägungen richtet sich das Reichsgericht, wie eben er- 
wähnt, in keiner Weise. Es ist also hier wieder einmal 
ein Urteil gefällt worden, das mit der Auffassung der 
Praxis vollständig in Widerspruch stebt. Denn danach 
gilt selbst die Deponierung desi eingezahlten Kapitals bei 
einer ersten Deutschen Bank nicht „als Besitz“. 
Berichtigung. Im vorigen Heft des Plutus wird 
in der Notiz „Auskunfteien“ der Staubsche Kommentar 
HGB., § 349, Anmerkung 8 zitiert: „Wer eine Auskunft 
so gibt, als beruhe sie auf zuverlässiger Unterlage, 
während die Unterlage bewussterweise unsicher ist, handelt 
schon dolos; ebenso wer bestimmte Angaben in positiver 
Form macht, obgleich er von deren Richtigkeit positiv 
überzeugt ist.“ Es muss selbstverstäodlich heissen: obgleich 
er von deren Richtigkeit nicht positiv überzeugt ist. 
Postsparkasse als Staatsbank. Aus Wien wird 
mir geschrieben: Der österreichische Finanzminister hat 
140 Millionen Kronen 4 ige Rente an die Postsparkasse 
begeben. Das bedeutet eine Umstürzung der seit Jahr- 
zehnten bei österreichischen Rentenemissionen üblichen 
Gewohnheiten. Lange Jabre hindurch hatte die inter- 
nationale Rothschildgruppe das Monopol auf die staat- 
lichen Anleihegeschäfte, zumal als es Taussig gelungen 
war, der Bodenkreditanstalt zur Beseiligung ihrer gefähr- 
lichen Konkurrenz Aufnahme, später Gleichberechtigung 
und schliesslich die führende Rolle in der durch ihn 
nationalisierten Rothschildgruppe zu gewinnen. Die erste 
Bresche schlug die grosse Konversion im Jahre 1892, bei 
der alle Wiener Banken zur Mitwirkung herangezogen wurden. 


Aber sie waren nur am Erfolg und nicht an der Führung 
der Verhandlungen und Verkaufsoperationen beteiligt. 
Dabei blieb es auch, als der gegenwärtige Finanzminister 
Dr. Zilinski, in gleicher Stellung Mitglied des Kabinetts 
Badeni, vor 13 Jahren den fehlgeschlagenen Versuch der 
Popularisierung des 3½ % igen Rententypus machte und 
die Aufnahme der Postsparkassse in die Gruppe verlangte 
und durchsetzte, und als nachher, um cine drohende Kon- 
kurrenz der schneller herangewachsenen Mittelbanken zu 
begegnen, auch diesen die Aufnahme in die Gruppe be- 
willigt wurde. Die Seibstherrschaft Taussigs führte zu 
manchen Misshelligkeiten und schliesslich zum Austritt 
zweier Banken aus dem Konsortium, der Niederösterr. 
Eskomptegesellschaft und der Unionbank, die die ihnen 
gestellte Bedingung, auf jedes Staatsgeschäft zu verzichten, 
nicht akzeptieren wollten. Stets blieb es dabei, dass nun 
die Vertreter des Hauses Rothschild, der Kreditanstalt und 
der Bodenkreditanstalt mit dem Finanzminister über die 
Uebernabmebedingungen verhandelten und erst nachträg- 
lich in einer Konferenz mit den Vertretern der übrigen 
beteiligten Banken den erfolgten Abschluss zur Kenntnis 
brachten. Stets behielten abwechselnd Kreditanstalt 
und Bodenkreditanstalt die Führung, mit der auch finan- 
zielle Vorteile verbunden waren, Noch schlimmer erging 
es den kleinen Instituten Wiens und der Provinz, die 
nur ganz geringfügige Unterbeteiligupgen erhielten, bei 
denen überdies die finanziell recht lukrativen Zinscoupon- 
usancen, die als Kompensation für hohe Uebernahmekurse 
gewährt wurden, weglielen. All das ging, so lange Taussigs 
Autorität jede Opposition niederdrückte. Aber nach seinem 
Tode ging es um so weniger, als die Führung der 
Emissionsgeschäfte in den letzten Jahren, vielleicht haupt- 
sächlich infolge einer gewissen Kleinlichkeit Taussigs, die 
ihm bei aller Grösse im Geschäft eigen war, durchaus 
nicht mehr so erfolgreich war, wie früher. Der Vertrieb 
der Rente nahm unverbältnismässig lange Zeit in An- 
sprach, zum Teil auch infolge von Fehleın der Finanz- 
verwaltung. Die Operationen schlossen mit geringfügigem 
Gewinn oder Verlust, die beteiligten Banken, die nicht- 
beteiligten und die Finanzverwaltung waren unzufrieden. 
Allgemein war das Bestreben der zu Grossbanken heran- 
gewachsenen Mittelbanken, sich der Bevormundung der 
Rothschildbanken zu entziehen. Die kleineren, besonders 
die slavischen Banken, wollten mit dabei sein, sie steckten 
sich hinter den Finanzminister, der im Abgeordnetenhause 
erklärte, alle Banken heranziehen zu wollen. Das öster- 
reichische Konsortium war innerlich vollkommen zerfallen, ohne 
ausdrückliche Auflösung. Und als die Finanzverwaltung 
aus diesen Verhältnissen die Konsequenzen zog und die 
Anleihe an die Postsparkasse begab, da waren zwar 
eigentlich alle Banken geschlagen, aber offenbar ward das 
nur der Rothschildgruppe klar, die durch ungeschickte 
Freunde in der Presse ihre Niederlage dokumentierte. 
Das wäre ihr erspart geblieben, wenn sie rechtzeitig in 
die Neubildung der Gruppe auf demokralischer Grundlage 
gewilligt hätte. Denn dann wären alle Banken auch 
äusserlich in gleicher Lage gewesen, und sie hätten 
mit der Postsparkasse über ihre ja unumgäglichn not- 
wendige Beteiligung beim Plazement geschlossen ver- 
handelt. Dies die Vorgeschichte des Ereignisses auf 
Seite der Banken. Auf Seite der Postsparkasse lässt 
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sie sich kürzer fassen. Dieses Institut, welches aus- 
gezeichnet organisiert und geleitet ist, hat im Laufe der 
Jahre im Spar- und Ueberweisungverkehr einen unge- 
ahnten Aufschwung genommen. Sie hat in dreifacher 
Richtung einen steten Bedarf nach Rente. Erstens zur 
Veranlagung des Einlagenzuwachses, zweitens wird für die 
Einleger, deren Guthaben 2000 K. übersteigt, für den 
Ueberschuss automatisch Rente angekauft, drittens besorgt 
die Anstalt kommissionsweise für ihre Kunden den 
An- und Verkauf von Staatspapieren. Ihr Jahres- 
bedarf aus diesen drei Tileln beträgt gegenwärtig im 
Durchschnitt rund 60 Millionen Kronen Rente. Die 
Postsparkasse, die seit langem an der Rothschildgruppe 
beteiligt ist und auch kleine Anleihen bis zu 50 Mill. K. 
wiederholt allein übernahm, hat aber diesmal 140 Mill. K. 
fest übernommen, ohne vorher über Abnahme eines Teiles 
ihres Risikos mit anderen Instituten verhandelt zu haben. 
Es ist gewiss recht und billig, dass der Staat, soweit er 
in der Lage ist, Rente abzusetzen, sie dazu benutzt und 
auf die Ausgestaltung dieser Organisationen das grösste 
Gewicht legt. Wenn die Finanzverwaltung die Posispar- 
kasse auch dazu benptzen würde, um direkt an die Kapi- 
talisten, ohne Unterschied ob sie in Geschäftsverbindung 
mit der. Anstalt stehen oder nicht, mit seinen Anleihen 
beranzutreten, so wäre das auch in Ordnung, es bestände 
allerdings die Gefahr, dass die Banken, die am Renten- 
geschäft kein Interesse hätten, das Publikum sehr stark 
der Veranlagung seiner Ersparnisse in Renten abspenstig 
machen würde. Was aber die Postsparkasse nie sollte, 
das ist, ein Risiko übernehmen, das bei plötzlichen 
Zwischenfällen die Gefahr eines Kursverlustes und noch 
mehr einer Immobilisation mit sich bringt. Augenblick- 
lich ist die politische Lage eine solche, dass die Gefahr 
kaum zur Wirklichkeit werden wird. Auch verhandelt die 
Postsparkasse mit den einzelnen Banken wegen ihrer Be- 
teiligung an dem Geschäfte, und ausser den Banken der 
Rotbschildgruppe, die sich vielleicht ausschliessen werden, 
werden im Augenblick, wo dieses Blatt erscheint, wohl 
alle in Betracht kommenden Banken eine Quote der An- 
leihe übernommen haben. Die Postsparkasse, die wie 
immer auch gegenwärtig nie das Bestreben hat, sich in 
einen Gegensatz zu den Privatbanken zu stellen, sondern 
immer das kollegiale Verhältnis betont, hat ein Schema 
der Beteiligungen der einzelnen Banken nach ihrem Kapital 
und ihrer Leistungtähigkeit entworfen und wird den 
Banken innerbalb dieser Quoten Beteiligungen an den 


Emissionsnutzen nach Massgabe der von ihnen wirklich 


placierten Rente anbieten. dass der wirkliche 
Verkauf jeder Bank ihren Nutzen bestimmte, aber nur 
innerhalb der Quote, welche natürlich bei künftigen 
Emissionen abgeändert werden könnte. Die Verkäufe 
selbst würden von den einzelnen Banken gemacht werden, 
denen die Postsparkasse die Rente nach Massgabe ihres 
Bedarfs zum Tageskurse ablassen würde. Es besteht aber 
die Gefahr, dass einzelne Institute, um mit grossen Ver- 
kaufsziffern aufzutreten, die Rente nicht bei ihrer Kund- 
schaft, sondern an der Börse veräussern und einen Kurs- 
druck herbeiführen. Es besteht ferner die Gefahr, ins- 
besondere für die Zukunft, dass das Feilschen um die 
Quoten die Postsparkasse in den Strudel der nationalen 
Kämpfe, von dem sie ohnedies umbrandet ist, hineinzieht, 


So zwar, 


denn die Banken, die glauben in der Ouote benachteiligt 
zu sein, werden parlamentarische Einflüsse zu gewinnen 
wissen. Im übrigen dürfte die diesmalige Form der Be- 
gebung ein Ausnahmefall sein. Für das nächste Mal 
werden sich wohl die Banken wieder organisiert baben, 
und wenn dann der Finanzminister an die Postsparkasse 
herantritt, so wird sie wohl schon vor Abschluss mit den 
grossen Banken über ihre Mitwirkung an der Operation 
sich geeinigt haben. Dieser Fall wird, wenn die ungarische 
Krise die Tagung der Delegationen ermöglicht, schon in 
einigen Monaten eintreten, weil der Finanzminister sodann 
mit einem einmaligen Anlehen von über 200 Mill. K. auf 
den Markt kommen will. Von der Klugheit der grossen 
Banken wird es abhängen, welche Rolle sie bei diesem 
nächsten Anlehen spielen werden. Ganz umgehen kann 
man sie ja nicht auf die Dauer. Aber es hängt viel davon 
ab, ob sie sich zur freiwilligen dauernden Mitwirkung ent- 
schliessen, oder ob sie sich in den Schmollwinkel zurück- 
ziehen, aus dem sie allerdings wahrscheinlich einmal in 
für den Staat ungünstigen Zeitläuften herausgezogen werden 
würden. Aber Sympathien würden sie dadurch nicht ge- 
winnen. 


Gedanken über den Geldmarkt. 


Die Periode der Rückflüsse hat allgemein eingesetzt. 
Ihr Umfang ist allenthalben recht befriedigend, speziell bei 
uns in Deutschland, und rechtfertigt mehr und mehr 
unsere Ansicht, dass die Verfassung des Geldmarkts trotz 
aller unerfreulicher Erscheinungen im letzten Teile des 
vergangenen Jahres im Kern gesund geblieben ist. Die 
letzte Woche brachte als erstes greifbares Resultat der 
veränderten Entwicklung eine Diskontermässigung der Bank 
von England von 41/,°/, auf 4% Man könnte vielleicht 
einwenden, dass manches noch für eine gewisse Hinaus- 
schiebung dieses Schrittes gesprochen hätte, da die Gold- 
bewegung sich wieder wenig befriedigend für die Bank 
von England gestaltet. Bei der weichenden Tendenz der 
Zinssätze im offenen Markte wäre aber auch durch eine 
konservative Diskontpolitik die mangelhafte Anziehung- 
kraft des Londoner Platzes für das gelbe Metall kaum zu 
stärken gewesen und die Bank kann durch die Anpassung 
ihrer offiziellen Rate an die Verbältnisse im offenen Markt 
wenigstens erreichen, dass sie mit diesem in Konnex 
bleibt, was für die Gesamtentwicklung entschieden auch 
bedeutende Vorteile hat. 

Man geht wohl nicht fehl in der Annahme, wenn man 
die etwas frühe Fesisetzung der englischen Diskont- 
ermässigung wiederum auf Einflüsse der Tory-Leute in 
der Bankleitung zurückführt, die auch -wieder gewisse 
Garantien übernommen haben mögen, dass durch den 
Schritt der Bank in der Goldsituation keine Verlegenheiten 
erwachsen. So ist es charakteristisch, dass die von Paris 
erworbenen Barrenankünfte von fast 700000 Pfund am 
Ende der Woche von der Bank von England wieder 
zurückgekauft wurden; es liegt nahe, diesen eigentüm- 
lichen Vorgang mit besonderen Arrangements der Lon- 
doner Magnaten, Rothschild usw., zu erklären, die damit 
bestimmte Versprechungen erfüllen, mit denen sie ihre 
Ansicht in der Diskontfrage durchgesetzt haben. 
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Schliesslich wird aber London doch an die Tilgung 
seiner bedeutenden französischen Goldschulden denken 
müssen, ausserdem bleibt noch ein stattlicher Rest in- 
dischen Begehrs zu befriedigen, und nicht zuletzt kommt 
noch der grosse Saisonbedarf für die argentinische Ernte 
in Betracht, der stets eine drückende Verpflichtung für 
den englischen Platz bildet. Für die Befriedigung der 
argentinischen Ansprüche ist vielleicht mit einer wesentlichen 
Mitwirkung des Auslandes zu rechnen, aber nur dann, 
wenn die Diskont- und Zinssätze in London eine gewisse 
Höhe behalten und nicht wieder unter alle anderen, be- 
sonders unter den Pariser, hinabsinken. Es wird daher das Be- 
mühen der Bankleitung sein müssen, den offenen Markt 
also für den Moment 
ihre 4% ige Rate wirksam zu machen und so lange als 
möglich darauf zu verharren. Augenblicklich befinden 
sich die Sätze des offonen Marktes schon in ziemlich 
weiter Distanz von dem offiziellen, indem der Privat- 
diskont nur 34%, notiert. — Für die Befriedigung des 
argentinischen Goldbedarfs kommt in erster Reihe Nord- 
amerika in Betracht, dass trotz grosser Rückzahlungen 
noch immer stark an England verschuldet ist. Die 
Faiseure in Wallstreet sind aber bemüht, wieder grosse 
Beträge amerikanischer Anlagewerte in Europa zu placieren, 
und es ist klar, dass auf Goldexporte New Yorks nicht 
mehr zu rechnen ist, wenn die Unterbringung derartiger 
Valeurs in grossem Umfange gelingt. 

Im deutschen Markt haben sich die Rückflüsse, wie 
wir schon oben erwähnten, diesmal ganz besonders intensiv 
gestaltet, stärker als man es selbst bei einer zuversicht- 
lichen Beurteilung der Verhältnisse erwarten konnte. 
Hierbei ist es besonders interessant, dass der grösste 
Zufluss bei der Preussischen Centralgenossenschaftkasse 
zu konstatieren ist, also an der Stelle, bei der sich die 
freien Mittel des landwirtschaftlichen Gewerbes zu konzen- 
trieren pflegen. Diese Erscheinung gibt in erster Reihe 
die Gewissheit, dass die letzte Ernte wiederum einen 
schönen Fortschritt für die heimische Landwirtschaft be- 
deutet und ferner, dass die längere Dauer der Prosperität 
bereits zu einer beachtenswerten Verbesserung der finan- 
ziellen Lage jenes Erwerbszweiges geführt haben muss. 
Für den Geldmarkt aber ist der Kapitalszufluss gerade 
von jener Seite bedeutungvoll insofern, als er für längere 
Zeit, d. h. wahrscheinlich bis zur nächsten Ernte mit 
diesen Geldern rechnen kann. Auch von anderer Seite 
waren die Rückflüsse recht befriedigend, und der Um- 
schwung im offenen Markt daher einschneidend. Trotz- 
dem die Lombardrückzahlungen an die Reichsbank schon 
grossen Umfang angenommen haben, ist tägliches Geld 
mit 4 3½ % reichlich offeriert und der Diskontbegehr 
so stark, dass der Satz bereits auf 3% angelangt ist. 
Eigentümlicherweise haben die Devisenkurse bisher keine 
diesem Zinssturz entsprechende Steigerung erfahren. Nach 
der ersien Hausse am 31. Dezember und 3. Januar ist 
teilweise sogar wieder ein Rückschlag eingetreten, der 
sich besonders auf Frankendevisen erstreckt hat. Auf 
die Dauer wird sich dieses Gebiet dem Einflusse der 
heimischen Geldflüssigkeit aber kaum entzichen können, 
zumal sich bei dem wichtigsten Gläubiger des hiesigen 
Platzes, Paris, kein nennenswerter Rückgang der Zinssätze 
nach dem Jahreswechsel vollzogen hat. 


in diesem Sinne zu beeinflussen, 


Plutus-Merkiafei. 


Man notiere auf seinem Kalender vor): 


Freitag, 
14. Januar Düsseldorfer Börse. — Ironmonger-Bericht. 
2½ 0% 
Bankausweis New York, — Dekaden- 
Sonnabend, ausweis Franzosen, Lombarden.— G.- V.: 
15. Januar Charlottenburger Wasserwerke, Königs- 
2/½0% berger Strassenbahn i. L, Waggonfabrik 
Busch, Berliner Weissbier- Brauerei. 
A Essener Börse. — Beichsbankausweis. — 
MA Jahresausweis Gotthardbahn. 
21/3 %n | 
1 Düsseldorfer Börse. — G.-V.: Sinner 
21 enian Presshefefabrik. 
70% 
Mittwoch, G. V. Fabrik Isolierter Drähte, Optische 
‚ Januar | Anstalt Görz. 
21), 01, EN 
D t Essener Börse. — Ironage-Bericht. — 
20 ant ag, Bankausweis London, Paris. — Betriebs- 
27 N ausweise deutscher Bisenbahnen.—@.-V.: 
fa 00 Schwabinger Brauerei. 

Düsseldorfer Börse. — Ironmonger-Bericht. 

A a — G.-V.: Spinnerei und Buntweberei 
27% % . Pfersee (Fusion), Spinnerei u. Weberei 
Sl Ulm (Fusion). 

Bankausweis New York. — Dekadenaus- 
weis Luxemburgische Prinz-Heinrich- 
bahn.— Deutschlands Kohlenproduktion, 

SOnpabend! Hin- und Ausfuhr in 1909. — Deutsche 
2 0% nn Bierbrauerei, Chemische Fabrik Milch, 
0 


Baugesellschaſt Kaiser Wilhelmstrasse, 
Gesellschaft Südkamerun, Mitteldeutsche 
Gummiwaren Peter. 


Ausserdem zu achten auf: 


Erklärung der Schiffahrtdividenden, 
Abschlüsse der Banken, Cementfabriken, 
Baugesellschaften, Quartals- bzw. Jahres- 
ausweise der Berg werksgesellschaften, 
Jahresbericht Berliner Kassenverein, 
Deutsche Treuhand-Ges. — Schiffahrt- 
dividenden. 


Zulassunganträge (in Mill. M.): 


Berlin: 10 41/,% Obl. Bergmann Elek- 
trizitätswerke, 1 neue Aktien Holsten- 
hausen-Altona, 30 4% Hyp.- Pfdbr. 
Rheinisch-Westfäl. Bodencreditbank. 


Verlosungen: 


15. Januar: 9 % Russische 100 Rbl. 
(1864), 3% Amsterdam 100 Gld. (1874), 
2% Brüsseler 100 Fres. (1905), 2%, 
Serbische 100 Fres. (1861), 3% Holl. 
100 Gld. (1871). 


t) Die Merktafel gibt dem Wertpapierbesitzer über alle für ihu 
wichtigen Ereignisse der kommenden Woche Aufschluss, u. a. Über 


Generalversammlungen, 
Liquid ationstage und Losziehungen. 


Ablauf von Bezugsrechten Markttage 


Ferner finden die Interessenten 


darin alles verzeichnet, worauf sie an den betreffenden Tagen in den 


Zeitungen achten müssen. 


In Kursiv- Schrift sind diejenigen Ereig- 


nisse gesetzt, die sich auf den Tag genau nicht bestimmen lassen. 
Unter dem Datum steht immer der Privatdiskont in Berlin vom 
selben Tag des Vorjahres. 
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Der Reichsbankausweis über die erste Januarwoche 
entspricht ganz und gar dem günstigen Bilde, das sich 
im freien Verkehr bietet. Die Besserung erreicht die 
enorme Summe von 321½ Millionen und ist damit zirka 
53 Millionen grösser als 1909, während die Differenz zu 
Ungunsten der jetzigen Periode am 31. Dezember nur 
38 Millionen betrug. Der grosse Fortschritt beruht fast 
ausschliesslich in der Entlastung von Wechsel und Lombard, 
die zusammen um über 400 Millionen nachliessen. Es 
wird sich hier zum allergrössten Teil um Rückzahlungen 
aus Bank- und Börsenkreisen handeln, respektive um Ver- 
fälle kurzer Wechsel, die aus jenem Milieu eingereicht 
sind. Und zwar kommt das Gros der Entnahmen von 
dieser Seite früher zur Tilgung als sonst, weil die grossen 
Rückzahlungen an die Seehandlung am 27. Dezember dies- 
mal auch schon eine frühere Inauspruchnahme der Reichs- 
bank bedingt halten. Wenn das Tempo der Rückflüsse 
sich auch in dem bisherigen Umfange nicht fortsetzen 
kann, ist doch auch weiterhin auf eine rasche Er- 
leichterung zu hoffen, und die Frage einer Diskont- 
ermässigung muss somit bald akut werden. Ihr Umfang 
wird voraussichtlich, dem Beispiele der Bank of England 
entsprechend, ½ % nicht übersteigen. 


so 


Justus. 
Reichsbank. 
Ausweis vom 7. Januar 1910 

Aktiva (Millionen Mk.) 

Beslandk ell“, T LES 0002 
do. an Scheidemünzen . © . . 241,793 
do. an Reichskassenscheinen N 58,677 
do. an Noten anderer Banken Ne 25,318 
n ee 
do, an Lombard forderungen 119,297 
do. an Effekten N 356,380 
do. an sonstigen Aktiven Kar? 217,668 
Passiva (Millionen Mk.) 

Ksrundkapitalen In a 4 Mt re en 180,000 
Reservefonds . . .» . > EEE ae 64,814 
Betrag der umlaufenden Noren. a ee. E 1 825,595 
sonst. tägl. fällig. Verbindlichkeiten . 632,394 
e e re 56,963 
Steuerpflichtiger Notenumlaun . . 2... 290,316 


Bank von Frankreich. 
Ausweis vom 6. Januar 191). 


(Millionen Fıcs.) 


Goldt CR „ o ASSE 
Siber SR TE b a aT 873,985 
Borteteuiller 2 a —-“˙“”˙n 1 146,110 
Noterumlauf f 3 u 5 470,002 
Privatkonti . . S 602,174 
Guthaben des Staates 1 i 132,120 
Vorschtisse auf Wertpapiere, Gol ney. 555,470 
Bank von England. 
* Ausweis vom 6. Januar 1910 

(Millionen Pfd. Sterling) 
Totaireserye Me A EN a A aAA 2S 
Nanga, niera a 28,866 
Barvorrata en P ea ee 733,10 
Borlefenill ess 211 
Privatguthaben . . a ne 
Regiernngssicherheiten . err LEN). 17,508 
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Plutus-Archiv. 
Waren des (Welthandels. 


Diamanten.“) 


Alsdann wird es verwaschen. Millionen vont Lasten 
lagern gleichzeitig auf weiten Feldern, um diesen 
Verwitterungprozess durchzumachen, 3. der direkte 

Treatment-Prozess, d. h. das mechanische 
Zerkleinern. Es findet namentlich dann Anwendung, 
wenn eine Behandlung mittels des Flooringsystems 
infolge der allzu grossen Festigkeit der Gesteins- 
massen nicht zum Ziele führt, also bei dem Gestein 
aus großer Tiefe. Nach diesen Vorarbeiten treten die 

Wascharbeiten der verwitterten Massen ein. 
Die Waschung wird auf grossen 

Waschpfannen vorgenommen, die eine ring- 
förmige Form haben und einen äusseren Durch- 
messer von 4,27 m, einen inneren von 1,83 m be- 
silzen. In der 

Ringform bewegen sich drehend eine Anzahl 
von keilförmigen Zähnen, die von einer im Mittel- 
punkt der Pfanne befindlichen vertikalen Welle 
radial ausgehen. Die Welle macht etwa 8—9 Um- 
drehungen pro Minute. In diese Pfannen werden 


1) Siehe Plutus Jahrgang 1909 Seite 787, 807, 825, 846, 863, 902, 
921, 940, 961, 979, 1008, Jahrgang 1910 Seite 19, 41 fl. 


die verwitterten oder zerkleinerten Massen herein- 
gebracht und mit flüssigem Schlamm, der von 
früheren Waschvorgängen herrührt, vermischt. Der 
dünnflüssige Schlamm und das Wasser, die durch 
die Pfanne bewegt werden, fließen an einer be- 
stimmten Stelle ab, während die schweren Steine 
zu Boden sinken. Je nach Art und Beschaffenheit 
der zu verarbeitenden Masse ist eine grössere oder 
geringere Menge Wasser erforderlich. Die ein- 
zelnen Waschpfannen sind in einer grossen Menge 
(bis zu 20 Stück) zu Waschanlagen vereinigt. Gleich- 
zeitig finden sich maschinelle Vorrichtungen, 
um die Gesteinsmassen auf die Pfanne hinauf- 
zubeben. Durch das wiederholte Waschen und Ab- 
fliessen des dünnflüssigen Schlammes werden die 
diamanthaltigen Massen angereichert oder, wie man 
sich fachmännisch ausdrückt, konzentriert. Die 
Konzentrate, die etwa 1% des verarbeiteten 
Blaugrundes ausmachen, werden in den kleineren 
Grubenbetrieben mit der Hand sortiert und ver- 
mittels nochmaligen Nachsiebens auf Diamanten ver- 
lesen. (Fortsetzung folgt.) 


Chefs und 


& 71 Ziffer 4 HGB. 

Die Aeusserung „Sie haben mich hinein- 
gelegt“ als Grund zum Aufgeben der Stellung, 
Die Aeusserung des Prinzipals zum Angestellten: „Sie 
haben mich hineingelegt“ ist an sich eine erhebliche Ehr- 
verletzung, die den Angestellten berechtigt, sofort die 
Stellung aufzugeben. Freilich können besondere Umstände 
eine andere Beurteilung rechtfertigen. Solche Umstände 
hat das Kaufmannsgericht im folgenden Falle als vor- 
liegend erachtet: Der Kläger verkaufte sein Geschäft an 
den Beklagten und wurde dessen Angestellter. Nach 
Uebergang des Geschäfts wurde auf Veranlassung des 
Klägers dem Beklagten für Reklame, die noch der Kläger 
bestellt hatte und daher hätte bezahlen müssen, eine 
Rechnung zugesandt. Der Beklagte bezahlte sie. Aus 
diesem Anlass machte er dem Kläger Vorwürfe und 
äusserte: „Sie haben mich hingelegt“ Der Kläger gab 
die Stellung auf und verlangte Schadensersatz. Es wird 
festgestellt, dass der Kläger dem Vertrage zuwider nach 


Angeſtellte. 


(Entscheidungen des Berliner Kaufmannsgerichts.) 


dem Austritt sich an dem Konkurrenzgeschäft seines Sohnes 
beteiligt hat. 

Die Klage wird abgewiesen: Der Kläger habe dem 
Beklagten zu Unrecht eine Rechnung zusenden lassen und 
so versucht, den Beklagten zu schädigen. Ferner habe er 
sich mittelbar an dem Konkurrenzgeschäft seines Sohnes 
beteiligt. Zwar liege diese Beteiligung zeitlich nach jener 
Aeusserung. Aber wenn der Beklagte bereits auf Grund 
der Reklameaffäre die Empfindung gehabt habe, dass der 
Kläger ihn schädige, so sei diese Empfindung durch die 
Konkurrenz des Klägers nachträglich vollauf gerechtfertigt 
worden; daher sei die Aeusserung entschuldbar. (Urteil 
der II. Kammer vom 11. Januar 1910.) 

$ 1 Ges., betr. die Kfge. 

Klage des Prinzipals auf Rückzahlung eines 
Darlehens gegen den Angestellten. Für die Klage 
des Prinzipals auf Rückzahlung des dem Angestellten ge- 
währten Darlehens ist das Kaufmannsgericht nicht zu- 
ständig. (Urteil der II. Kammer vom 11. Januar 1910.) 


(eue Literatur der Oolkswirtſchaft und des Rechts. 


(Der Herausgeber des Pintus behält sich vor, die hier aufgeführten Eingänge an Neuerscheinungen besonders zu 


besprechen. 


Geselligkeit, Sitten und Gebräuche der euro- 
päischen Welt 1789-1900. Von Alex. von 
Gleichen-Russwurm. Preis brosch. 8,50 , geb. 
10 . 473 S. Stuttgart 1910, Julius Hoffmann Verlag. 

Erster Teil. Im Zeichen der Politik. — Vom 
neuen Frankreich bis zum Wiener Kongress. — 

Revolution und Gesellschaft. — Ein Kalender von 1789, 

Der Geselligkeitsinstinkt. — Das Vorzimmer der 

Guillotine. — Rousseaus Utopie. — Voltaires Anschauung. 

— Die Feste der Republik. — Liebesmahl und Ball auf 

der Strasse. — Das Cafe Procope. — Ein neues Volks- 


Vorläufig werden sie an dieser Stelle mit ausführlicher Inhaltsangabe registrert.) 


lied. — Die reichen Finanziers. — Die Macht des Tanzes 
— Das ätherische Götterbett. — Der erste Salon der 
Mme. Récamier. — Ein politischer Salon. — Napoleon als 
Wahrsager. — Der Ton der Strasse und die Gesellschaft. 
— Napoleon und die Geselligkeit. — Literarische Abende, 
— Der Opernball. — Die Pariser Promenaden. — Anglo- 
manie, — Das Gabelfrühstück. — Die neue Hofrang- 
ordnung. — Le diner à la Heliogabale. — Die Salons der 
Schwestern Napoleons. — Frau von Staël in ihrem Kreis. 
— Die nouveaux riches auf der Bühne und in der Zeitung 
— Stendal, — Die neuen Suspekts. — Die Stellung des 


Adels. — Das diplomatische Korps. — Die Hofbälle. — 
Die ästhetisch-literarischen Zirkel. — Das Ende der Kaiser- 
lichen Gesellschaft. — Die erste Russenbegeisterung. — 
Die Revolution bei Pasteten und Champagner. Die 
beiden Borghese. — Enttäuschung und gesellschaftliche 
Stille. Soult in Turin. — Natürlichkeit in der Kon- 
versation. — Das Spiel. — Der cavaliere servente. — 
Altieris Auffassung. — Geselliges Leben in der Oeffent- 
lichkeit. — Kirchliche Feiern als gesellschaftliche Be- 
lustigung. — Die Frauen des Hauses Bonaparte. — Die 
Gräfin Albani in Florenz, Paris und Rom, — Landleben 
der deutschen Edelleute. — Das Ungewitter auf dem 
Petersilienbett, — Fürstliche Jagden. — Matthison und 
die lustigen Räte in Stuttgart. — Moderomane. — König 
Jeromes Karneval. — Der Zopf des Kurfürsten. — Der 
Münchener Hof. — Das Fest der Seelen bei Goethe. 
Frau von Staël in Weimar. — Antike und Romantik. — 
Der steigende Luxus. — Frau Rat in Frankfurt, — 
Mme. de Staël im Hause Bethmann. — Die abnehmende 
Galanterie. — Vereinsgeselligkeit. — Dalberg. — Die 
Romantiker. — Kant und das gebildete Frauenzimmer. — 
Der Geist des Weltbürgertums in Berlin. — Henriette 
Herz und Rahel Levin. — Gesellige Anmut. Die 
deutsche Sprache im Salon. — Prinz Louis Ferdinand bei 
Rahel. — Modevorträge. — Die Schlegels. — Fichtes Reden. 
— Hofgesellschaft und Offiziere. — Luther im Schlitten. 
— Die Geselligkeit des Prinzen Louis Ferdinand, — 
Kinderbälle. — Der Ernst der Zeit. — Das Mahl in Torgau, 
— Der Rat des Freiherrn von Stein. — Stein in Peters- 
burg. — Mademoiselle Georges. — Preussen und Russland. 
— Zweiter Teil. Nationalgefühl und Romantik. — 
Vom Wiener Kongress bis zur Revolution von 
1848. — Die Harmonie des englischen Lebens und seine 
Wirkung auf den Kontinent. — Die kurze Taille und the 
riding coat. — Die Aeoesharfe. — Die Londoner Fashion. 
— Der Hof Georgs III. — Familienfeste. — Die Ver- 
fasserin von Evelina als Hofdame. — Der cant. — Im 
Reich der Dandies, — Der Prince of Wales, — Puder 
und Perücke. — Politische Gegensätze in der Gesellschaft. 
— Pitt und Fox. — Die künstlerische Behandlung der 
Politik. — Sportmann und Dichter. — Carlton House. — 
Die öffentlichen Bälle. — Die Oper. — Ausblick, — Die 
Macht der Anglomanie. — Byrons Triumph und Ver- 
bannung. — Die Dame in der Politik. — Disraëlis Schneider. 
— Adel und Finanz, — Das Turnier in Schottland. 
Lady Blessinton. — Der Gesang des Achilles. — Leicht- 
sinn und Kunst. — Spiel, Sport und Mode. — Die Klubs. 
— Bulwer und Disraëli. — Der Snobismus. — Die tadel- 
lose Lady. — Die frühviktorianische Aera. — Lady Navills 
Garten. — Geld, Geist und gute Gesellschaft. — Roms 
poetisch-romantische Nachblüte. — Die Herzogin vun 
Devonshire. — Künstler und Gelehrte im Salon. — Kar- 
dinal Consalvo. — Die deutsche Künstlerkolonie. — Der 
Mittelpunkt der römisch-katholischen Welt. — Prinzipien 
und Botschaften. — 'Die Königin Hortense auf dem Masken- 
ball. — Der Kongress von Verona. — Napoleons Witwe. 
— Das kranke Venedig. — Lord Byron in der Venezianer 
Gesellschaft. Mailands Skalatheater. Der Salon 
Maffei. — Der Hass gegen Oesterreich. — Die Lesezirkel. 
— Die politisch-nationale Stimmung. Die Wiener 
Salontyrannei. — Der Salon des Königs von Preussen. — 
Die wachsende Bedeutung des Theaters und der Musik. 
— Die Brühlschen Bälle. — Hegels Wirkung. — Nabels 
zweiter Salon. — Pücklers Urteil. Heine. — Bieder- 
maiertum und Romantik. — Hofgesellschaft und Bürger- 
tum, — Die Nengebackenen. — Badeorte. — Der Raub 
der Prinzessin. — Die reisenden Engländer. — Leben am 
Rhein. — Metternich und Heine. — Die Macht des Ge- 
sanges. — Anstand und Etikette. — König Ludwigs Kultur- 
politik in München, — Das Dürerfest. — Volkstracht und 
Mode. — Das Fest im Hause Bethmann. — Popnlarität. 
— Frankfurt a. M. als Stadt der Diplomaten. — Die Tanz- 
karte. — Revolutionssturm. — Der Salon des Etrangers, 
— Die mondainen Duelle. — Der weisse Schrecken. — 
Der Stil der Spiegelscheiben. — Die schlechten Dienst- 
boten und die Flucht ios Restaurant, — Der Walzer, — 
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Intime Abende bei der Dauphine. — Bei Louis Philippe. 
— Madama Récamier im Kloster. — Die Oper. — Die 
Zeitungen. — Hernani. -— Rouge et Noir. — Die Historiker 
im Salon. — Die Julirevolution. — Politische Salons. — 
Die Herzogin von Rauzan. — Die platonische Liebe. — 
Die Blaustrümpfe. — Der Glanz einer jungen Hauptstadt. 
— Die russische Dame. — Zar Alexander. — Sittenfreibeit 
und politischer Zwang. — Puschkin. — Das russische 
Landleben. — Volk, Intelligenz und Petersburger Welt. 
— Die geheimen Gesellschaften. — Der panslavistische 
Gedanke. — Auf polnischen Herrensitzen. — Zar Niko- 
laus. — Beamtentum und Adel, — Die Garde. — Vom 
Ballsaal in den Verbrecherkarren. Die Krönung in 
Moskau. — Fashion und Nationaleigentümlichkeiten. — Die 
Ausländer in Russland. — Der Deutschenhass. — Eleganz 
und Polizeiaufsicht. Dritter Teil. Altruismus und 
Snobismus. Von 1848 bis zum Berliner Kon- 


gress. — Die festgefügte Gesellschaft Englands. — Mr. 
Smith. — Die Weltausstellung. — Normaltracht. — Tenny- 
sons Auklage. — Tischrücken und Spiritismus. — Jenny 
Lind. — Olympia. — Der Hydepark. — Sport. — Die 
Aestheten. — Die Aristokratie. — Im Elysée, — Blaubarts 
Premiere. — Die Physiognomie der Strasse. — Die Auf- 
regung der Salons, — Das Diner bei Turgot. — Roth- 


schild und Eugenie. Die wütenden Demokraten. 
Der neue Hof. — König Jeröme. — Hausherr und Hausrat, 


— Die parodistische Richtung. — Blanquis Vorträge. — 
Eugenies Salon. — Die literarischen Damen. — Die 
Legitimisten. — Lise Troubetzkoi. — Die Stellung der 
Salons — Die Macht der Tradition in Spanien. — Die 
Kamarilla. — Im Prado. — Der Neid Italiens auf Spanien. 
— Der Karneval in Rom ohne Pabst und Sbirren. — Der 
Ehevertrag. — Die berühmte Frau Bolognas. — Aristokratie 
und Volk. — Die Cascine. — Die romantisch-literarische 
Bewegung. — Die Scala. — Fanny Essler. — Maximilians 


Hof. — Die gelangweilte Stadt. — Adel und Offizierkorps 


in Oesterreich. — Russland oder Frankreich. — Wobl- 
tätigkeit. — Der Walzer. — Der Gschnasball. — Die 
neuen Stücke. — Liszt. — Das erste Derby. — Welt- 
ausstellung, Fiakerstrike und Krach. — Makart. — Das 
tanzende Wien. — Der Bundestag in Frankfurt a. M. — 


Der Kotillon. — Das Spiel in Baden-Baden. — Die Ge- 
sellschaft im Kurort. — Der Sommeranzug. — Vier Whist- 
plätze, vier Weltteile. — Les bals champêtres. — Der 
Fürstentag in Frankfurt a. M. — Die deutsche Fahne. — 
Das Römerbankett. — Die politische Intrige. — Das Wort 
des Herzogs von Koburg. — Die Symposien in München. 
— Gegensätze von Süd und Nord in Deutschland. — Ein 
gemütliches Berliner Haus. — Aesthetischer Tee und saurer 
Mops. — Der Salon Olfers. Romane von einst und 
jetzt. — Wissenschaftlich gestellte lebende Bilder. — Der 
Salon Radziwill. — Oper und Ballet. — Die Liebesmahle. 
Das kleine Diner. — Motecchie und Capuletti, — 
Kaiserin Augusta und Bismarck. — Politische Gegensätze 
im weltlichen Leben. — Die Donnerstage der Kaiserin. — 
Ein Ordensfest. — Kulturkampfstimmung. — Wohltätig- 
keitsfeste. — Konversation und Debatte. — Die Politik 
als trennendes Element. — Russland und die französische 
Gesellschaft. — Die Sendung Mornys nach Petersburg. — 
Wie man reis, — Das Bett auf zwei Stühlen. — Die 
russische Gesellschaft. — In Moskau. — Bismarcks Urteil. 
— Polnische Schwierigkeiten. — Die russische Bildung. 
— Die nationalen Schriftsteller. — Der ewige Samovar 
bei Winewitinowski. — Die mystische Stimmung. — Der 
Stundismus der Salons. — Der Missionar im Frack. 
Der hochgeborene Schuhmacher, Die tiefe Kluft. 
Vierter Teil. Soziale Sehnsucht, — Jahrhundert- 
ende und Ausblick. — Die Amerikanerinnen in London. 
— Die house party von einst und jetzt. — Bois und 
Hydepark. — Vom Tabak. — Bridge, — Ausgelassenes 
Spiel. — Primrose league. — Oskar Wilde. — Die Reit- 
jagd. — Das Urteil Taines über seine Landsleute. — 
Mac-Mahons Empfang. — Der Stil Louis XV. — Die 
Halbwelt. — Der politische Salon, — Les après., — Unter 
sich. — Bayreuth als geselliger Mittelpunkt. — Wagner 
in Zürich. — Wahnfried. — Frau Cosimas Einfluss. — 


Die negative und die positive Seite der neuen Musik. — 
lbsen und die Leute im Schatten. — Hie Bürgertum — 
hie Junkertum. — Tout Berlin. — Uebergangsstadium. 
— Der Salonheiland. — Münchener Carneval. — Fliegende 
Blätter und Simplicissimus. — Die jungen Nationalstaaten. 
— Weiss und schwarz in Rom. — Cosmopolis. — Der 
gemässigte Appetit. — Der Flirt. — Ohne Tischtuch. — 
Neuester Luxus. — Das Teuerste. — Tischgeräte. — Die 
mitgebrachte Dienerschaft. — Vom Servieren. — Blumen 
auf der Tafel. — Schaugerichte. — Trinkfrohe Männer. 
— Das geborgte Diner, — Im Hotel. — Der Tanz als 
Werbespiel. — Amerikas Einfluss. — Feinde und Schäd- 
linge moderner Geselligkeit. — Die moderne Wohltätig- 
keit. — Die unentrinnbare Flut ihrer Veranstaltungen. — 
Das Heimweh nach dem Salon. — Die Weltdame. — Die 
gute Stube. — Das Wesen der Provinz. — Provinz und 
Grossstadt. — Die Heilkraft des Luxus. — Der mondaine 
Neid. — Functions und Bohöme. — Die gesellschaftlichen 
Symptome der germanischen Rasse. — Die Philosophie 
der Zeit. — Das Geld und die soziale Sehnsucht. — Das 
neueingestandene Ideal. — Hygienischer Stil, — Der Sport 


als Retter. — Die smarte Jugend. — Rothschild und 
Montmorency. — Die Stellung der Fürstlichkeiten. — 
Gesellschaftliche Kindereien. — Das richterliche Amt der 
Gesellschaft. 


Amerikanische Wirtschaftpolitik, von Dr. Franz 
Erich Junge. Ihre ökonomischen Grundlagen, ihre 
sozialen Wirkungen und ihre Lehren für die deutsche 
Volkswirtschaft. Preis brosch. 7 #. 301 S. Berlin 
1910, Verlag von Julius Springer. 

Teil I: Wirtschaftpolitische Grundlagen. E'n- 
wanderung und Rassenprobleme. — Vollstruktur uad 
sozialer Gedanke. — Gesetzgebung, Rechtsprechung und 
exekutive Gewalt. — Teil II: Bodenprobleme, — Mineralien- 
erzeugung und Vergeudung. — Agrarprobleme. — Zu- 
künftige Landverwertung. — Teil III: Die Entwicklung 
von Arbeit und Lohn. — Organisationsbesirebungen und 
Arbeitlöhne. — Lehrlingswesen. — Soziale Schäden und 
Missstände. — Teil IV: Die Konzentration der Privat- 
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wirtschaft. — Wirkungen des Kapitalismus. — Konzentra- 
tion und Technik. — Trusts und Zolltarif. — Politischer 
und wirtschaftlicher Imperialismus. — Zusammenfassung 


der Ergebnisse. — Anhang. 

Zeitschrift für Sozialwissenschaft, herausgegeben 
von Dr. Julius Wolf. 1909, Heft 12. Preis pro Heft 
2 M. Quartal 5 #. Leipzig 1909, A. Deichertsche 
Verlagsbuchhandlung Nachf. 

Abschiedswort beim Rücktritt von der Redaktion der 
Zeitschrift für Sozialwissenschaft, von Dr. Julius Wolf. 
Zeitschrift für die gesamte Versicherung- Wissen- 

schaft, herausgegeben vom Deutschen Verein für 
Versicherung-Wissenschaft, Schriftleitung Prof. 
Dr. Alfred Manes. 1910, Band X, Heft 1. Preis 
pro Band 5 A. Berlin 1910, Ernst Siegfried Mittler & 
Sohn. 

Der Begriff Generaldirektor im Aktien- und Versiche- 
rungrecht, von Prof. Rehm. — Kritische Bemerkungen 
zur Mietverlustversicherung für Berlin, von Dr. Seeger 
und Beck. — Ein Streifzug durch die Haftpflichtversiche- 
rung der Vereinigten Staaten, von Dr. jur. Serini. — 
Sparprämien und Risikoprämien, von Dr. phil. Böhmer. 
— Der Versuch des Fürsten Hardenberg, die öffentlichen 
Feuer-Versicherung-Sozielätenzureformieren, vonSchmidt. 
Zum Problem einer Telegrammversicherung, vonNietsch- 
mann. 

Das preussische Lehrerbesoldunggesetz 1909 und 
die einschlägigen Landtagsverhandlungen, dar- 
gestellt und erläutert von einem Mitglied der 
Zentrumsfraktion. Preis geb. 0,80 %, 60 8. 
M.-Gladbach 1909, Volksvereins-Verlag. 

Einleitung. — Rückblick über die Lebrerbesoldung 
bis zum Gesetze vom 26. Mai 1909. — Die ersie Lesung 
des Gesetzentwurfs im Abgeordnetenhause, — Die Beratung 
des Gesetzentwurfs in der Kommission des Abgeordneten- 
hauses. — Die zweite und dritte Lesung des Gesetz- 
entwurfs im Abgeordnetenhause — Beratungen des Gesetz- 
entwurfs im Herrenhause. — Die Annahme des Gesetz- 
entwurfs in beiden Häusern des Landtags. — Resolutionen. 


Generalversammlungen. 


(Die erste Zahl hinter dem Namen der Gesellschaft gibt den Tag der Generalversammlung an, die zweite den Schluss- 
termin für die Aktienanmeldung und die dritte den Tag der Bekanntmachung im Reichsanzeiger. Der Ort ist der 
Generalversammlungsort. Unsere Aufstellung enthält die Generalversammlungen sämtlicher deutscher Aktiengesellschaften.) 


Aachener Stahlwarenfabrik A.-G., Aachen, 29. 1., 
25. 1, 7. 1. @ A.-G. Hackerbräu, München, 29. 1., 25.1., 
31. 12. 1909. 0 A.-G. für Holzbearbeitung, Memel, 26. 1., 
22. I., 3.1. @ Aktien-Zuckerfabrik Jerxheim, 24. 1., 20. 1., 
7. 1. @ Augsburger elektrische Strassenbahn-A.-G., Nürn- 
berg, 26. I., 22. 1., 31. 12. 1909, 

Badische Ziegelwerke A.-G., Mannheim, 28. 1., 24. 1., 
3. 1. ® Bank für Hypotheken und Grundbesitz A.-G., 
Berlin, 29. 1., 25. 1., 6. 1. Bruch & Co. A.-G. zu Call, 
Düren 20. , 16. 1. 5, J, 

Cigarettenfabrik „Patria“ Ganowicz & Wleklinski 
A.-G., Posen, 20. 1, 16. I., 3. 1. 

Dampfziegelei Kaiser wörth, Ludwigshafen a. Rh., 
28. 1., 24. 1., 3. 1. 0 Delitzscher Schokoladenfabrik A.-G. 
vorm. Gebr. Böhme, Delitzsch, 26. 1., 22. 1., 3. 1. 0 
Deutsche Accumulatorenwerke A.-G., Weimar, 29. 1. 
25. ., 5. 1. @ Deutsche Babcock & Wilcox Dampfkessel- 
werke A.-G., Oberhausen (Rhld.), 29. 1., 25. 1, 4. 1. 0 
Dortmunder Westfalia-Brauerei A.-G., Dortmund, 13. 1., 
s . 

Fabrik land wirtschaftlicher Maschinen F. Zimmermann 
A.-G., Halle a. S., 31. 1., 27. I., 7. 1. @ Feuerversicherungs- 
Ges. Rheinland, Neuss, 24. 1., 20. I., 7. 1. 

Gas- und Electrieitätswerke Vaals (Niederlande) A.-G., 
Bremen, 26. I., 22. 1., 3.1. @ Gaswerk Rülzheim (Pfalz) 
A.-G., Bremen, 26. 1., 22. 1, 3. 1. @ Gaswerk Santa 
Cruz de Tenerife A.-G., Bremen, 26. 1, 22. 1., 27. 12. 
1909. Gesellschaft Süd- Kamerun, Berlin, 22. 1, 18 1L, 
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Hansa Hochseefischerei-A.-G., Hamburg, 22.1., 18. J., 
3.1.@ Hartung, Kuhn & Cie. Maschinenfabrik A.-G., 


Düsseldorf, 28 1., 24. 1., 27. 12. 1909. Hutstoffwerke A.-G. 
vorm. C. F. Donner, Frankfurter a. M., 29.1., 25. 1., 3. 1. 

Kreuznacher Solbäder A.-G., Kreuznach, 29, J., 25. 1., 
7. 1. ® Kuranstalt Hainstein A.-G., Eisenach, 25. 1., 
ZU. ST. 

Mecklenburgische Friedrich- Wilhelm-Eisenbahn- Ges., 
Neustrelitz, 26. I., 22. 1., 3.1. „Meteor“ A.-G. Geseker 
Kalk- und Portland-Cementwerke, Lippstadt, 29. 1., 25. 1., 
6. 1. 0 Mülheimer Aktienbraueiei A.-G., Mülheim a. d. 
Ruhr, 29. I., 25. 1, 5. 1. ® Arthur Müller, Land- und 
Industriebauten-A -G., Berlin, 29. 1,, 25. 1., 29. 12. 1909. 

Neckarsulmer Fahrradwerke A.-G., Heilbronn, 26. 1., 
22. 1., 3. 1. Norddeutsche Automobil- und Motoren- 
A.-G., Bremen, 28. 1., 24. 1, 5. 1. 

Oberschlesische A.-G. für Fabrikation von Lignose, 
Schiesswollfabrik für Armee und Marine, Breslau, 29. J., 
25. 1., 30. 12. 1909. @ Optische Anstalt. C. P. Goerz 
A.-G., Friedenau, 19. 1., 15. 1, 4.1. 

Schlesische Blaudruckerei A.-G, Greiffenberg i. Schl., 
28.1., 24. 1., 4. 1. ® Schlossbräu Tutzing A.-G., München, 
26. 1., 22. 1, 30. 12. 1909. Schneider & Hanau A.-G., 
Frankfurt a. M., 31. 1., 26.1., 5. 1. @ Stadt-Theater-Ges. 
Hamburg, 29. 1., 25, J., 31. 12. 1909. @ Stuttgarter Mil- 
und Rückversicherung-A -G., Stuttgart, 25. 1., 21. 1,7. 1. 

Gebr. Unger A.-G., Chemnitz, 22. I., 18. J., 3. 1. 

Vereinigte Speyerer Ziegelwerke A.-G., Mannheim, 
ee er 1251903 

Weseler Portland-Cement- und Thonwerke, Wesel, 
28. 1., 24. 1., 3. 1. @ B. Wittkop A.-G. für Tiefbau, 
eher 25 ins 

Zuckerfabrik Camberg A.-G., 22. I., 18. J., 3.1. 


Fir den redaktionellen Teil verantwortlich: Bruns Buch zald- Een. 


e Mitteilungen in den folgenden Rubriken sind Darlegungen der Interessenten und erscheinen ohne Verantwortlichkeit 
der Redaktion und des Herausgebers. 


Essener Gredit-Anstalt in Essen-Ruhr. 


Zweigniederlassungen in: Altenessen, Bocholt, 


Bochum, Dorsten I. W., Dortmund, 


Duisburg, 


D.-Ruhrort, Gelsenkirchen, Hamborn, Herne, 
Mülheim-Ruhr, 
Id)., Reckling- 
hausen, Schalke, Wanne, Wesel und Wliten. 
Aktien-Kapital und Reserven Mark 80 000 000. 

Telegramm-Adresse: Creditanstalt. 3006 


Fernsprech-Anschluss: Essen Nr. 12, 194, 195, 


Homberg a. Rh., Iserlohn 


Münster i. W., Oberhausen (Rh 


431, 


535, 607, 611, 612, 742 und 844. 


Im freien Verkehr ermittelte Kurse 
vom 11. Jan. 1910, abgeschlossen 6 Uhr abends, 


Ge- | Ange- 
sucht | boten 
Kohlen. 
Alte Haase 1780| 1800 
Blankenburg  . . . e 2700! 2800 
Brasserie ae 11900/12300 
Carolus Magnus 6950) 7100 
Constantin der Gr. . |43700|44650 
Deutschland b. Hassl. . || 5575| 5625 
Dorstteldg gem 8: 14800/15400 
Eintracht Tiefbau 7550| 7900 
FP 54500/57000 
Fr. Vogel & Unverh. . . || 2950| 3025 
Friedrich der Grosse . . 2590026700 
Gottessegen — | 4300 
Graf Bismarck — — 
Graf Schwerin 1160012000 
Heine! u. 5250| 5450 
Helene & Amalie... . 1950020500 
Hermannem er %. 4350| 4400 
Johann Deimelsberg .. || 8650| 8900 
Kaiser Friedrich. | 3150| 3225 
König Ludwig 33400/34200 
Königin Elisabeth . . . 23600124000 
Langenbrahm ...... 26800/27200 
Lothringen . . 60800032000 
Mont Cenis 2300023900 
use an M 475% — 
Vesper Er E e: 3300| 3325 
Schürb. & Charlottbg. . || 1950! 2075 
FFF 4000| 4150 
Koer E ode s 6400| 6500 
Unser Fritz 27500 — 
Westfalen Anteile. || 9250| 9350 
Braunkohlen. 
Bellerhammer Brk. . . . | 3375| 3450 
Clarenbg. Akt. Braunk. 345% 355% 
Elzer Gruben 2700 2800 
ttt, 1450 — 
eee en 3450 3525 
Eee eee 0 2375 2425 
Schallmauer, Braunk. . 4125 4225 
Kali. ? 
Adler Vorz.-Act. 114% 116% 
Adler Stamm-Act. 7200| 7500 
Alexanders hall! 10600/10850 
Seemann r: — | 6500 
Bismarckshall Vorz.-Act. 112% 115% 
Sismarckshall Stamm-Act. 90% 92½ 
eee 14400/16600 
F 7500; 7800 
Desdemona — | 9000 
Deutsche Kaliwerke Act. 140½ 142% 
Deutschland, Justenbg. . | 4750| 4900 
Einigkeit, Fallersl... .. | — | 8600 
Friedrichshall Act. . 1040010700 
Glückauf, Sondershausen 18000500 
Grossherz. v. Sachsen || 7250| 7450 


s Pn Ej Ge- Ange- 
sucht | boten 
Hattorf, Vorzugs-Aktien 120% 122% 
Heilgenroda <., re s — | 5600 
Heldburg7 Ke. 81% 821/, 
Heldrungene] . u. 2725| 2775 
Heldrungen II ..... 2725| 2775 
Hermann IT 3700| 3800 
Honeniels eira ee — | 9300 
Hohenzollern — = 
Inmenroden uns 5200) 5350 
Johannashall....... — | 4800 
tts Alt, Ws, SR 1180/,|120%/, 
Kaiserodauet: 9.7, 96% 99%, 
Krügershall vollb. 117% 119% 
Ludwigsh. vollb. Act. . 108% 110%; 
Neu-Bleicherode 140% 143% 
Neustassfurt 140% 152% 
Nordhäuser Kali. 123% 125% 
Ronnenberg Act. — — 
Rosslebenz mr. — 110300 
Rothenberg Er E ar al = 
Sachsen-Weimar 6050| 6200 
Sissel! — 6100 
Sigmundshall Act. 187% 190% 
Düne!!! O e 130% 132% 
Molkenroda®e . fres. — | 5700 
Wb — | 7000 
Wilhelmshall ...... 1280014000 
We e e 1490015300 
Erz. 
Apfelbaumer Zug 1900 210 
Baütenperg men e 2600| 2650 
Conaordia n Eok Aoa ee 1500| 1550 
Bernie et a fm. 3380 3950 
Henriette, mr... 2325| 2375 
Kuhlenberger Zug 5000 550 
Louise Brauneisenst. . . || 1750! 1800 
Neue Hoffnung .... 180 210 
Victoria bei Littfeld .., — — 
Winds nee n = 
Div. Kuxe und Aktien. 

Ver, Flanschenfabr. und 
Stanzwerke — — 
Rhein. Berghaus ss.: 108% 110% 
R.-W. Electr.-W. Act. 164% 166% 

Düsseldorfer Eisen- und 

Drahtind. Act. — — 
Union Zement Act. 124% 126% 
Waggonfbr. Uerd. V.-A. 138% 141% 
Westdeutsch. Eisenw. . 200% “ — 


Londoner Börsenkurse 


(mitgeteilt von ‚3002 


M. Marx & Co., 


Gresham House Old Broad Street, 
London E. C.) 


Filiale Berlin, Unter den Linden 65. 
Amerikaner 291. 10% 
1259, 
1221% 
1855 5 
347: 
5081/32 
833/4 
1408, 
207½ 
1575 
21716 


Hinen 


Südafrikaner und Rnog. 
Anglo French Werl Da 


wu 


East Rand Prop. 516/2557 /1 
Gel ae 25% 27 
General Mining und Fin. 2728/16 
Goerz c 2⁰ 22 5062 
Goldfields Ordwyjyj 6/82 64/1 
Johannesb, Cons. In p.. 140 15% 
Kleinfontein New ...... 1 22/9 
Knights Central 257 | 221g; 
Langlaagte Estates 26a] 2ʃ5/1 
Modderfontein . 2... 2... 118, 21½6 
Rand festen 217 275 
Rand eee ea 915762 31/33 
Rose Dees „ 413¼16 47/16 
Rhodesian Bankets . 22/39 2lı, 
Robinson Deer 3578 357 
South West Africa ..... 38/6 | 393 
Tanganyikas an oe 572 5% 
Witwatersrand Deep 50 bil, 
Diamant, Kupfer u. andere 
Anaconda „ee me 11 11 
Associated Gold of W. Aust. | 2% 
Boston Copper 418 4½ 
Broken Hill Prop 2982 42/6 
De Beers Def l. 1918/18 19/1 
Esperanzan ir a 25] 3 
Golden Horseshoe 770 771 
Great Fingall Consolidated. % 14% 
Kalgur ie Vene ee Dun | HGA 
Mount Lyell Mining. 67% 376 
Mount Lyell Consols 7/6 shares ö 
Gi a 4'6 46 
Oroya Brownhill ....... 1 T/g 
Bie inte N ë 79| 79u 
Sons of Gwalia ....... 1763 12/8 
Spassky Copper | 25% 
Fremde Werte 
Engl. Oonsols 2½,ũ᷑ ..... 8215/44 | 8211/16 
Brazilian 4% 88 | 80, 
Colombian 189 443/xa | 43½ 
Japanese 41/3% 19086. il, 91% 
exican 5 ie er 1011x | 1013/, 
Koruko y eee 9% 105 
ETC 851 Ard 87 
Frovince of Buenos Aires 3% 68/0 | 681, 
Seelen .. Öixa| 54 


Trotzdem beute bereits die Medio-Liqui- 
dation begann und das Geschüft entsprechend 
einen mässigen Umsatz erreichte, war die 
Allgemeintendenz eine feste. Insbesondere 
heimische und fremde Werte waren gefragt 
und haben Kursbesserungen aufzuweisen. 
Minen lagen ebenfalls unter Führung der 
leitenden Werte nach oben. Amerikaner 
schwächten auf niedrigere amerikanische 
Notierungen etwas ab. 


Die Zeitungs-Annonce ist ein wichtiger 
Faktor im Geschäftsleben unserer Zeit 
geworden. In weiten Kreisen von In- 
dustrie und Handel sieht man deshalb 
dem alljährlich um die Jahreswende 
erscheinen ien Zeitungs-Katalog der 
Annoncen-Expedition Rudolf Mosse mit 
besonderem Interesse entgegen. Der 
Inserent findet in diesem Buch in über- 
sichtlicher Anordnung alle wünschens- 
werten Angaben. Mit der soeben er- 
schienenen Ausgabe für das Jahr 1910 
widmet die Firma Rudolf Mosse ihren 
Geschättsfreunden wieder eine elegante 
Schreibmappe mit einem Notizkalender 
für jeden Tag des Jahres. 

Kursschwankungen an der Berliner 
Börse im Jahre 1909 ist der Titel einer 
Broschüre, welche die Disconto-Gesell- 
schaft ihren Kunden zusendet. Das nette 
Werkchen zeichnet sich durch grosse 
Debersichtlichkeit und vornehme Aus- 
stattung aus, und fällt besonders der 
schöne Zweifarbendruck auf. Das in- 


struktive Büchlein, das jeder Interessent 
Sa e 0 En 


Brauerei Königstadt Actien - Ges. 


Bilanz pro 30 September 1909 


Aliva. M. PI 
Grundstücke 1216679 12 
Gebäude 3110300 — 
Immobilien Habel 3458000 — 
Anteil Habel . 785000|- 
Grundst. Wiiezen 55400 — 
Grundst. Zehlenick . 47500 — 
Masch. u. Utensil. 396000 — 
Kühl-Anlage . 55200 — 
Elektrische Anl. 36000 — 
Lager-Fastagen . 94400 — 
Versand-Fastagen 35100.— 
Pferde 62000 — 
Wagen u. Geschirr 15500— 
Eisenb.-Wagen . 13800 — 
Mobilien a 100 — 
Kundsch.- Invent. 48200 — 
Ausschank-Invent. 16800 — 
Beteiligungen 37900 — 
Flasch.-Gesch.-E. 9000 — 
Versich.- Prämien 8015075 
Kassa Rn 20079193 
Wechsel 5950 — 
Pfandbr,-Amort. I 27037 40 
d „ II 12352030 
Hyp.-Forderung . 506001— 
Vorräte, a 76017702 
Konto- Dubioso 10— 
Kto.-Korr.-Debit. | 
(inkl. Guth. bei | 
C HabelsBrauer. 773663|75 
11150764137 
Passiva. M. Pt 
Aktien-Kapital 5700000 — 
Hypotheken 4000000 — 
do. Wriezen a. O. 26050— 
do. Zehdenick 9000 — 
Rese: ve-Fonds 570000 — 
Dividenden 5454 — 
Kaut.-K. d Bierf. 26830 — 
Kto.-Korr.-Kred. 567574123 
Gew. u. Verlust: 
Vortr. 4381.71 
Gew. 241474.43 24585614 
Verteil. v. Gewinn: 
Tant. u. Gratifikat. 
M. 15610.— 
4% Div. 228000.— 
Vortr. p. 
1909/10 2246.14 
245856.1+ | 
11150764!37 
Gewinn- und Verlust-Konto. 
Debet. M. Pf 
Fourage 10534580 
Haudlungs-Unk. . 158529067 
Zinsen . d 16371957 
Reparaturen d 67817159 
er 3755814 
Versicher.-Präm. 6597004 
ias- und Wasserverbrauch 1548123 
Abgaben 1709913 
Eis 2 11321034 
Abschreibung. 20222396 
Neito-Gewinn 241474 43 
120229090 
Kredit. M 
Bier-Ertr (inkl. Fl.- B.) 67028373 
Neben-Produkte . 85095'83 
Micte 178330 — 


Ertrag C. Habels 
Brauer.G.m.b.H. 70650 — 
ua, T ERPE 1278210 
Pfandbrief-Unk. . 
Verfallene Divid. 
1020229190 
Der Aufsichtsrat. Poopold Friedmann 


Siemens & Halske 
Aktiengesellschaft. 
Bilanz per 31. Juli 1909. 


Aktiva. 
Kasse 
Guth, b. Banken 
Effekten-Best. . 
Aktiv-IIypoth. . 
Wechsel-Best. . 
Dauernde Beteil. 
Grundstücke 
Gebäude 
Utens. u. Werkz. 
Werkzeugmasch. 
Betriebsmasch., 
Heizungs- und 
Beleucht.-Anl. 
Modelle A 
Rohmaterial 
Angefangene u. 
fert. Fabrikate 
Zentralen im 
eigen. Betriebe 
Unternehm. bzw, 

Beteil. a. solch. 
Aval-Konto 
Debitoren 


Passiva. 
Aktienkapital. . 
Reserve 
Spezial-Reserve 
Anleihen-Konto 
Passiv-Hypolh, 
Spar- und De- 
positen- Konto 
Pens.-, Witw.- u. 
Waisen-Kasse 
Dispositionsſds. 
Interims- Konto 
Aval-Konto 
Kreditoren 
Reingewinn 


Debet. 
Handl.-Unkost, 
d. Zentralverw. 
Obligationszins. 
Abschr. auf Geb. 
Reingewinn 


Kredit. 
Vortr. a.1907/08 
Geschäftsgew.d. 

Jahres 1908/09 


(3039) 


M. ET 
179 941 33 
20 392 917 01 
8 801 961156 
1 081 500— 
55 203188 

66 624 836/52 
4 634 564 31 
10 835 135075 
* 
1 


1— 
1 
2 235 922/58 


7962 201/34 


813 95737 
904 919122 
791 838/36 


23 447 95147 


148 762 855 70 


M. 
63 000 000 — 
11 500 000 — 
1800 000 — 
26 574 000 — 
1 210 000 — 


9711 13031 


2 107 557 50 
1625 749 26 
3 555 918 96 
791 838036 
15 457 65168 
11429 009/63 


148 702 85570 
Gewinn- und Verlust-Konto. 


M. Pt 


854 145116 

1 069 44333 
481 177/47 

11 429 009163 
13 833 775|59 
M. Pf 
1036 212 — 


12 797 563 50 
13 833 775 50 


Berlin, den 7. Januar 1910. 
Siemens & Halske Aktiengesellsehalt 


Budde. 


GEBR. ARNHOLD 


Bankgeschäft 
Dresden, Waisenhausstr. 20 


Filiale: 
Dresden-N., Hauptstr. 38. 


— aA 


Spiecker. 


[1200 


Die Börse. 


Von Georg Bernhard. 


Preis 1 


Mark. 


Zu beziehen durch den 


keeumulatoren- und Eleetrieitäts-Werke Aetien- 
gesellschaft vormals W. A. Boese & Co., Berlin. 


In der ausserordentlichen General-Versammlung unserer 
Gesellschaft vom 18. Dezeniber 1909 wurde folgender Beschluss 
gefasst: 

„Die Besitzer von Vorzugsaktien sind durch Bekannt- 
machung in den Gesellschaftsblättern aufzufordern, innerhalb 
vom Aufsichtsrat zu bestimmender Fristen unter Einreichung 
ihrer Vorzugsaktien sich zur Zusammenlegung dieser im Ver- 
hältnis von 3:2 und gleichzeitig zur Zahlung von M. 400.— 
auf jede zusammengelegte Vorzugsaktie bereit zu erklären, auch 
diese Einzahlung Zug um Zug zu leisten. Von dieser Ein- 
zahlung werden 6°/, p. a. vom Tage der Zahlung bis zum 
31. Dezember 1909 bei der Zuzahlung in Abzug gebracht, 

Diejenigen Vorzugsaktien, deren Besitzer die vorstehende 
Zusammenlegung vornehmen und die Zuzahlung leisten, werden 
Vorzugsaktien Lit. A. Sie erhalten aus dem Reingewinn für 
die Zeit vom 1. Januar 1910 ab vor den Übrigen Aktiengattungen 
jährlich bis 6% Vorzugsdividende, Wird in einem Jahre die 
Vorzugsdividende nicht oder nicht voll bezahlt, so wird der 
Fehlbetrag in den nächsten Jahren nachgezahlt, ehe eine Vor- 
zugsdividende für das letztvorangegangene Jahr bezahlt wird. 
Die Nachzahlung erfolgt auf den Dividendenschein für dasjenige 
Jahr, welches der die Nachzahlung beschliessenden General- 
versammlung vorhergeht. 

Bekanntmachungen bezüglich der Vorzugsaktien Lit. A er- 
folgen in den Gesellschaftsblättern. 

Die Stammaktien und bisherigen Vorzugsaktien erhalten, 
und zwar ohne Nachzahlungsverpflichtung der Gesellschaft, eine 
Dividende bis zu 4% erst, nachdem auf die Vorzugsaktien Lit. A 
die etwaigen Dividendenrückstände sowie 6% für das letzt- 
vergangene Jabr bezahlt sind. 

Der Mehrgewinn steht nur den Vorzugsaktien Lit. A zu. 

Bei Auflösung der Gesellschaft erhalten die Vorzugsaktien 
Lit. A bei der Rückzablung vorweg den Nennbetrag zuzüglich 
40% Aufgeld und geniessen bezüglich rückständiger Vorzugs- 
dividenden Vorrang vor den Stammaktien und alten Vorzugsaktien. 

Die durch Zuzahlung eingehenden Beträge sind zur Deckung 
der Kosten der Durchführung des Beschlusses der ausser- 
ordentlichen Generalversammlung vom 18, Dezember 1909, zu 
ausserordentlichen Abschreibungen und zur Deckung ausser- 
ordentlicher Verluste, ferner zur Ergänzung der Reserven zu 
verwenden. Ueber die Verwendung innerhalb dieser Grenzen 
beschliesst der Aufsichtsrat. 

Findet bis zum Ablauf der vom Aufsichtsrat bestimmter 
Fristen die Zuzahlung von mindestens M. 750 000.— in ba 
statt, so gilt die Transaktion als perfekt. Anderenfalls sind die 
gezahlten Beträge zurückzuerstatten.“ 

Im Verfolg des vorstehenden, am 30. Dezember 1909 ir 
das Handelsregister beim Königlichen Amtsgericht in Berlin. 
Mitte eingetragenen Generalversammlungs-Beschlusses forderz 
wir hiermit unsere Herren Vorzugsaktionäre auf, ihre Vorzugs- 
aktien nebst Dividendenbogen und Talon in der Zeit 


vom 5. bis 19. Januar d. J. einschliesslich 


mit einem doppelten Nummernverzeichnis und unter gleich 
zeitiger Zuzahlung von M. 400.— auf jede zusammengelegt 
Vorzugsaktie 


in Berlin bei Herren Bercht & Sohn, NW., Roonstr. 3, 
bei Herren G. Lilienthal, W, Jägerstr. 27. 
bei d. Kasse der Gesellschaft, 80. Köp-nickerstr. 154 
in Frankfurt a. Main bei Herren Jacob Wolff & Co., Neu 
Mainzerstr. 82, I 
einzureichen, an welchen Stellen auch die Formulare für di 
Nummernverzeichnisse erhältlich sind. 


‚Für diejenigen Einzahlungen, welche vor dem 19. Januar d. 
ge'eistet werden, werden 5% Zinsen vom Tage der Zahlun 
bis zum 19. Januar d.] vergütet. 


Von je drei dergestalt eingereichten Vorzugsaktien wir 
eine Vorzugsaktie nebst Dividendenscheinen und Talon zurücl 
behalten und vernichtet, die beiden anderen dagegen werde 
nach Aufbringung folgenden Stempelaufdruckes „Laut Genera 
versammlungs-Beschluss vom 18. Dezember 1909 in Vorzug 
Aktie Lit. A un gewandelt“ den Einreichern baldtunlich 
zurückgegeben. Von den Nummernveizeichnissen wird das eir 
quittiert zurückgegeben, und gegen Umtausch desselben werde 
die Vorzugsaktien Lit. A seinerzeit ausgehändigt. 


Berlin, den 4. Jannar 1910. (3038) 
Aanıumnlsataron. na Elaptrivritäie-Warla Artiennncallephs 


